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OTTO HINTZE, MAX WEBER 
UND DAS PROBLEM DER BÜROKRATIE

VON

JÜRGEN KOCKA*)

I.

D e r  Historiker Otto Hintze und der Soziologe Max Weber unter­
schieden sich in ihrem wissenschaftlichen Werk, ihrer politischen 
Orientierung und ihrer Persönlichkeit so sehr voneinander, daß der 
Vergleich zwischen ihnen zunächst wenig zu versprechen scheint. 
Sie gehörten nach Ausbildung und beruflicher Tätigkeit verschiede­
nen Wissenschaften an, wenn auch die Schriften beider dokumentie­
ren, daß in der Tat, wie Hintze es ausdrückte, Soziologie und Ge­
schichtswissenschaft „weithin im Gemenge liegen“1). So eindrucks­
voll breit Hintzes historisch-komparatives Werk den meist an engere 
Spezialisierung gewohnten Historikern erscheinen mag, so sehr 
bleibt es doch an Spannweite und Universalität hinter Webers Ar­
beiten zurück. Zwar gehörten die 1861 und 1864 geborenen Wissen­
schaftler derselben Generation an, für die die Reichseinigung Kind­
heitserinnerung und stolze Vergangenheit war. Doch Weber über­
lebte das ihn zutiefst prägende Kaiserreich kaum (t 1920), während 
der ähnlich stark in Gesellschaft und Politik des Kaiserreichs verwo­
bene Hintze noch Zeit für eine neue Schaffensperiode hatte, in der

*) Überarbeitete Fassung eines Vortrags, den ich auf dem von der Histori­
schen Kommission zu Berlin am 24.-26. 4. 1980 unter Leitung der Professo­
ren Otto Büsch und Michael Erbe veranstalteten Kolloquium „Otto Hintze 
und die moderne Geschichtswissenschaft (aus Anlaß des 40. Todestages von 
Otto Hintze)“ gehalten habe. Den Teilnehmern dieses Kolloquiums, beson­
ders aber Felix Gilbert und Gustav Schmidt, danke ich ebenso für wichtige 
Anregungen wie Rüdiger vom Bruch, München und Hans-Ulrich Wehler, 
Bielefeld.
*) Soziologische und geschichtliche Staatsauffassung. Zu Franz Oppenhei­
mers System der Soziologie (1929), in: Otto Hintze, Gesammelte Abhand­
lungen, hg. v. G. Oestreich, Bd. 1: Staat und Verfassung; Bd. 2: Soziologie 
und Geschichte; Bd. 3: Regierung und Verwaltung, Göttingen, 2. Aufl. 1962 
bis 1967 [im folgenden zit. als: GA I, II, III], hier II, S. 251.
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er die ihn tief betreffende Erfahrung der Niederlage und des Sy­
stemwandels von 1918/19 zu verarbeiten versuchte; er veröffent­
lichte bis 1933 und starb 19402).

Doch glichen sich Weber und Hintze u.a. in einem zentralen 
Punkt: in ihrem Interesse für Beamtentum und Bürokratie3). Wenn 
die folgenden Überlegungen diese ihre Gemeinsamkeit in den Vor­
dergrund rücken, um auf dieser Grundlage vor allem Unterschiede 
ihres Denkens zu analysieren, geschieht das aus zwei Gründen oder 
Erwartungen:

Zum einen zeigt sich gerade in ihrer Beschäftigung mit der Bü­
rokratie, wie sehr beide Autoren nicht nur in ihren vielen Veröffent­
lichungen zu Gegenwartsfragen, sondern auch im Kern ihres wis­
senschaftlichen Werks zentrale Erfahrungen ihrer gesellschaftlichen 
und politischen Umwelt aufnahmen, für ihre Arbeit fruchtbar mach­
ten und zu ihrer intellektuellen Bewältigung beitrugen. Denn dies ist 
ja unbestritten: In den letzten Jahrzehnten des 19. und den ersten 
des 20. Jahrhunderts trat in den fortgeschrittenen Industrieländern 
das Moment der tendenziell bürokratischen Organisation in den 
verschiedensten Lebensbereichen immer stärker hervor. So ver-
2) Als Einführungen vgl. W. Mommsen, Max Weber. Gesellschaft, Politik 
und Geschichte, Frankfurt 1974, bes. S. 97-143, 182-232; zuletzt W. 
Schluchter, Rationalismus der Weltbeherrschung. Studien zu Max Weber, 
Frankfurt 1980; s. auch D. Käsler, Einführung in das Studium Max Webers, 
München 1979. -  J. Kocka, Otto Hintze, in: H.-U. Wehler (Hg.), Deutsche 
Historiker, Göttingen 1973, S. 275-298; zusätzlich zur dort aufgeführten Li­
teratur vor allem Th. Schieders ausführliche Besprechungen der GA, in: Der 
Staat, Bd. 2, 1963, S. 109-112 u. Bd. 4, 1965, S. 492-496; R. van Dülmen, So­
ziologie und vergleichende Verfassungsgeschichte, in: Zs. f. bayerische Lan­
desgeschichte, Bd. 31, 1968, S. 685-96; F. Gilberts Einleitung zu der von ihm 
hg. engl. Auswahl aus Hintzes Schriften: The Historical Essays of Otto 
Hintze, New York 1975, S. 3-30. Demn. den von O. Büsch u. M. Erbe hg. 
Sammelband mit den Beiträgen zu dem in der ersten Anm. genannten Kollo­
quium. S. auch H. Schleier, Die bürgerliche deutsche Geschichtsschreibung 
der Weimarer Republik, Berlin 1975, bes. S. 272-302 (vor allem zu Hedwig 
Hintze).
3) Sie teilten auch andere Forschungsschwerpunkte, so etwa das Interesse an 
den Eigenarten der abendländischen Gesellschaftsgeschichte im globalen 
Vergleich sowie an der wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Wirkungs­
kraft der Religionen. Sie ähnelten sich überdies auch darin, daß sie ihre ge­
genstandsbezogenen Arbeiten mit theoretisch-methodologischen Reflexio­
nen begleiteten, die nicht immer genau beschrieben, was sie in ihrer For­
schungspraxis taten. Vgl. M. Weber, Gesammelte Aufsätze zur Wissen­
schaftslehre, Tübingen, 3. Aufl. 1968; sowie Hintzes einschlägige Aufsätze, 
in: GA II, S. 315ff.
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stärkte sich die Rolle staatlicher Organe und vor allem der Verwal­
tung bei der Regelung wirtschaftlicher und sozialer Probleme; Ten­
denzen zum Interventionsstaat wurden allmählich kräftiger; große 
wirtschaftliche Organisationen -  Riesenunternehmen, Konzerne, 
Kartelle -  bildeten sich als bürokratisch strukturierte Inseln in der 
See der marktmäßigen Wirtschaftsbeziehungen heraus, die sich da­
durch veränderten; die tendenziell bürokratische Organisation der 
Interessen machte schnelle Fortschritte, das Kaiserreich wurde zum 
Eldorado der Interessenverbände; „Organisation“ wurde zu einem 
Schlagwort der Zeit. Im Gegenzug entwickelten sich neue Formen 
von Protesten, die eben solche Organisations- und Bürokratisie­
rungstendenzen zum Gegenstand hatten -  im alten Mittelstand, in 
der Jugendbewegung, in syndikalistischen Arbeiterprotesten4).

Nirgends traten diese allgemeinen Organisations- und Bürokra­
tisierungstendenzen früher und stärker hervor als in Deutschland. 
Denn hier trafen diese, im übrigen auch in den USA, Großbritan­
nien und anderswo auftretenden neuen Bürokratisierungstendenzen 
auf alte, traditionell starke, ungebrochene bürokratische Traditio­
nen, die ihre Durchsetzung erleichterten. In England und den USA 
war das anders. Dort fehlte es weitgehend an vorindustriellen büro­
kratischen Traditionen; entsprechend zögernder und unvollkomme­
ner setzten sich die neuen Tendenzen zu bürokratischer Organisa­
tion im späten 19. und frühen 20. Jahrhundert dort durch5).

4) Vgl. F. Naumann, Neudeutsche Wirtschaftspolitik (1906), in: ders., 
Werke, hg. v. Th. Schieder, Bd. 3, Köln/Opladen 1966, S. 104 f.; E. Lederer, 
Zum sozialpsychischen Habitus der Gegenwart (1913/19), wd. in: ders., Ka­
pitalismus, Klassenstruktur und Probleme der Demokratie in Deutschland 
1910-1940, Göttingen 1940, S. 14-32; H. A. Winkler (Hg.), Organisierter Ka­
pitalismus. Voraussetzungen und Anfänge, Göttingen 1974, bes. S. 19-35; 
dazu zuletzt J. Kocka, Organisierter Kapitalismus im Kaiserreich?, in: HZ, 
Bd. 230, 1980, S. 613-31; P. Wulf, Staat und Wirtschaft im Übergang vom 
Kaiserreich zur Weimarer Republik. Zur Anwendbarkeit des Begriffes „Or­
ganisierter Kapitalismus“ in der Geschichtswissenschaft, in: H. Boockmann 
u.a. (Hg.), Geschichte und Gegenwart. Fs. f. K. D. Erdmann, Stuttgart 1980, 
S. 275-288.
5) Vgl. dazu mit Literatur: J. Kocka, Capitalism and Bureaucracy in German 
Industrialization, in: Economic History Review (im Erscheinen); W. Fischer 
u. P. Lundgreen, The Recruitment and Training of Administrative and Tech­
nical Personnel, in: Ch. Tilly (Hg.), The Formation of National States in 
Western Europe, Princeton 1975, S. 456-561; R. Schmidt, Die Bürokratisie­
rung des modernen England und ihre Bedeutung für das heutige deutsche 
Behördensystem, Leipzig 1932; A. D. Chandler, Jr. u. L. Galambos, The De-
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Indem Hintzes und Webers Werke sich mit den Problemen der 
Bürokratie und der Bürokratisierung verschiedenster Lebensberei­
che ausführlich beschäftigten, reflektierten sie nicht nur eine allge­
meine Grunderfahrung ihrer Zeit, sondern überdies eine solche, die 
sich in Deutschland besonders früh und scharf einstellte und auch 
in unserer Gegenwart, in veränderter und gesteigerter Form, weiter­
wirkt. Durch Beschäftigung mit Hintzes und Webers Bürokratieana­
lysen kann man hoffen, einen zentralen Angelpunkt zu erfassen, an 
dem Zeiterfahrung und wissenschaftliches Werk zusammenhingen; 
eine Dimension, die dem Werk dieser beiden großen Wissenschaft­
ler besonderen Gegenwartsbezug verleiht.

Zum andern nahmen Probleme des Beamtentums und der Bü­
rokratie in Hintzes und Webers Werk eine Schlüsselstellung ein. 
Von diesem Thema her lassen sich deshalb wesentliche Eigenarten 
der beiden Werke vergleichend entschlüsseln und erschließen6). 
Ausgehend von ihrer Behandlung des Bürokratieproblems wird sich 
hoffentlich zeigen, wie eng sich bei beiden politisches Engagement, 
Zeitkritik im weitesten Sinn, wissenschaftliche Interessen und fach­
wissenschaftliches Œuvre verknüpften7). Unterschiede in ihrem Ver-

velopment of Large-Scale Economic Organizations in Modern America, in: 
Journal of Economic History, Bd. 30, 1970, S. 205-17; A. D. Chandler, Jr. u. 
H. Daems, Administrative Co-ordination, Allocation and Monitoring: Con- 
cepts and Comparisons, in: N. Horn u. J. Kocka (Hg.), Recht und Entwick­
lung der Großunternehmen im 19. und frühen 20. Jahrhundert, Göttingen 
1979, S. 28-54; dort auch weitere Aufsätze zum Thema. -  Nicht ganz so 
deutlich unterschied sich die deutsche Entwicklung in den hier diskutierten 
Hinsichten von der französischen, denn dort ging auch der Aufbau öffentli­
cher Bürokratien der Industrialisierung voraus. Doch wurde die bürokrati­
sche Tradition in Frankreich zumindest ideologie- und mentalitätsgeschicht­
lich revolutionär gebrochen und war wohl auch niemals so durchdringend, 
erfolgreich und mächtig wie in Preußen-Deutschland.
6) Dies impliziert natürlich den Verzicht auf andere mögliche Vergleichsge­
sichtspunkte, die andere Teile ihrer Werke in den Vordergrund rücken wür­
den.
7) Die Verteidiger der „reinen Objektivität“ und polemischen Kritiker prak­
tisch engagierter Geschichtswissenschaft -  wie Thomas Nipperdey -  berufen 
sich gern auf Max Weber und pflegen auch Otto Hintze nicht als Beispiel 
der von ihnen perhorreszierten „kritischen Geschichtswissenschaft“ anzu­
prangern. Sie mögen einmal nachvollziehen, wie intensiv und bewußt bei 
diesen beiden Autoren, die man zu Recht zu den „Gelehrtenpolitikern“ des 
Wilhelminischen Reichs zählt, zeitgenössische Erfahrungen, politisches En­
gagement und fachwissenschaftliche Arbeit miteinander verknüpft waren. 
Vielleicht kann man über diesen wissenschaftsgeschichtlichen Umweg Ver-
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ständnis von Bürokratie und Politik, das soll im folgenden gezeigt 
werden, standen in Wechselwirkung zu ihren politischen Prioritäten 
einerseits, zu den theoretischen Grundzügen und methodologischen 
Grundlagen ihres wissenschaftlichen Werkes andererseits. Zum Ver­
gleich mit Weber sollen im folgenden vor allem Hintzes Schriften 
bis 1920 herangezogen werden. Ausgangspunkt ist Webers und 
Hintzes verschiedenartige Haltung gegenüber Beamtentum und Po­
litik im Kaiserreich.

II.

Im Mittelpunkt von Hintzes Arbeiten bis 1914 stand die quel­
lengesättigte Beschäftigung mit der preußischen Verwaltungs- und 
Verfassungsgeschichte, vor allem des 17. und 18. Jahrhunderts. Von 
hier griff er in drei Richtungen aus: Zum einen arbeitete er verglei­
chend über andere europäische Staaten und verfolgte das Ziel einer 
allgemeinen „Verfassungs- und Verwaltungsgeschichte der neueren 
Staatenwelt“, wobei für ihn gleichwohl der preußische Fall jeden­
falls bis zum Ersten Weltkrieg paradigmatische Bedeutung behielt8).

ständigung darüber erzielen, daß gesellschaftlich-politisches Engagement 
und erfolgreiche wissenschaftliche Arbeit oft Hand in Hand gehen; daß 
diese von jener nicht behindert, sondern unter bestimmten Bedingungen ge­
fördert werden kann; und daß man darauf verzichten sollte, das -  im übri­
gen unaufgebbare -  Kriterium der Objektivität so rigide zu definieren, daß 
es weder die wirkliche noch irgendeine wünschenswerte Wissenschaftspraxis 
beschreibt. Vgl. dazu Th. Nipperdey, Geschichte als Aufklärung, in: Die 
Zeit, Nr. 9, 22. Feb. 1980, S. 16; J. Kocka, Legende, Aufklärung und Objekti­
vität in der Geschichtswissenschaft, in: GG, Jg. 6, 1980, S. 449-455; sowie: J. 
Rüsen, Geschichte und Norm. Wahrheitskriterien der historischen Erkennt­
nis, in: W. Oelmüller (Hg.), Normen und Geschichte, Paderborn 1979. -  
Zum Problem der „Gelehrtenpolitiker“ zuletzt: R. vom Bruch, Wissen­
schaft, Politik und öffentliche Meinung. Gelehrtenpolitik im Wilhelmini­
schen Deutschland (1890-1914), Husum 1980; weiterhin: G. Schmidt, Deut­
scher Historismus und der Übergang zur parlamentarischen Demokratie. 
Untersuchungen zu den politischen Gedanken von Meinecke, Troeltsch, 
Max Weber, Lübeck 1964.
8) So seine Zielsetzung in: Antrittsrede in der Preußischen Akademie der 
Wissenschaften, Sitzungsberichte, Berlin 1914, S. 744-747. Vgl. vor allem 
seine Aufsätze „Staatenbildung und Verfassungsentwicklung“ (1902), 
„Staatsverfassung und Heeresverfassung“ (1906), „Die Entstehung der mo­
dernen Staatsministerien“ (1908), „Der Commissarius und seine Bedeutung 
in der allgemeinen Verwaltungsgeschichte“ (1910) (alle in GA I) sowie „Der 
Beamtenstand“ (1911), in: GA II. Die stärker auf Preußen beschränkten Ar­
beiten, in: GA III; dort auch die wichtige Einführung von G. Oestreich:
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Zum andern drang er tief in die Wirtschafts-, Sozial- und Kulturge­
schichte, vor allem Preußens, ein, indem er nach den Bedingungen 
und Widerständen, den Folgen und Begleiterscheinungen der viel­
seitigen frühneuzeitlichen Verwaltungstätigkeit fragte; in dem Maß, 
in dem Monarch und Bürokratie im Ancien Régime Initiatoren und 
Motoren gesellschaftlicher Modernisierung waren, in dem Maße 
konnte sich eine Verwaltungs- und Verfassungsgeschichte im Sinne 
Hintzes zur allgemeinen Gesellschaftsgeschichte öffnen -  allerdings 
immer unter dem Blickwinkel „von der Verwaltung her“9). Schließ­
lich verlängerte Hintze seine verfassungs- und verwaltungsge­
schichtlichen Längsschnitte immer häufiger ins 19. Jahrhundert hin­
ein und verknüpfte sie mit ausführlichen gegenwartsbezogenen, po­
litikwissenschaftlichen Analysen10).

Im Rahmen dieses beeindruckenden Werkes formten sich Hint­
zes Begriff der Bürokratie und sein Urteil über das Verhältnis von 
Bürokratie und Politik im Kaiserreich. Ausgehend vom preußisch­
deutschen Beispiel, analysierte er das moderne Beamtentum sowohl 
als Institution wie als soziale Gruppe. Mehrere Jahre vor Max We­
ber arbeitete er dabei viele jener Merkmale heraus, die Weber dann 
zu seinem Idealtypus „Bürokratie“ zusammenfaßte, zuspitzte und 
universalisierte, so etwa: das öffentlich-rechtliche Dienst-Treue-Ver­
hältnis zwischen Beamten und Staat im Unterschied zum einfachen 
Arbeitsvertragsverhältnis, das Prinzip der „ganzen Person“, das 
Moment der delegierten Herrschaftsausübung, die Lebenslänglich-

„Otto Hintze und die Verwaltungsgeschichte“. -  In seinen späteren verfas­
sungsgeschichtlich-vergleichenden Aufsätzen trat das preußische Modell 
fraglos zurück, besonders deutlich in „Wesen und Wandlungen des moder­
nen Staats“ (1931), in: GA I, bes. S. 478. Vgl. auch „Wesen und Verbreitung 
des Feudalismus“ (1929), „Typologie der ständischen Verfassungen des 
Abendlandes“ (1930), und „Weltgeschichtliche Bedingungen der Repräsen- 
tativverfassung“ (1931).
9) Vgl. vor allem Die Preußische Seidenindustrie im 18. Jahrhundert und ihre 
Begründung durch Friedrich den Großen ( — Acta Borussica, Seidenindu­
strie, III), Berlin 1892; Einleitende Darstellung der Behördenorganisation 
und allgemeinen Verwaltung in Preußen beim Regierungsantritt Friedrichs 
II. (=  Acta Borussica, Behördenorganisation, V I/1), Berlin 1901; Geist und 
Epochen der preußischen Geschichte (1903), in: GA III, S. 1-21; sowie -  mit 
Einschränkungen -  sein Jubiläumsbuch: Die Hohenzollern und ihr Werk. 
500 Jahre vaterländische Geschichte, Berlin 1915 (Neudr. 1979).
,0) Vgl. vor allem „Das monarchische Prinzip und die konstitutionelle Ver­
fassung“ (1911); „Machtpolitik und Regierungsverfassung“ (1913) und 
„Das Verfassungsleben der heutigen Kulturstaaten“ (1914), alle in GA I.
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keit, die Sicherheit, die Ehre, das Gehalt und andere sozialökonomi­
sche Aspekte des Beamtenstatus, vor allem auch das Prinzip der 
Amtspflicht in Absetzung von erwerbswirtschaftlichen Interessen. 
Drei wichtige Merkmale des späteren Weberschen Typus vernach­
lässigte er: die streng hierarchische Struktur, die entwickelte Spezia­
lisierung sowie Fachausbildung und Prüfungen als Eingangsvoraus­
setzungen der meisten Beamtenstellungen. Entsprechend rühmte 
Hintze als Beamtentugenden: „Rechtschaffenheit, Pflichtgefühl, 
uneigennützigen Fleiß, Gemeinsinn, unbeugsames Rechtsgefühl 
und schlichte Treue“, nicht aber so sehr die bei Weber zentrale bü­
rokratische Effizenz und Zweckrationalität in der Ausführung von 
Befehlen11).

Im Prinzip hielt Hintze wie Weber am Mittelcharakter der Bü­
rokratie fest und begriff das öffentliche (oder auch das private) Be­
amtentum als Herrschafts- und Verwaltungsinstrument des Herr­
schers (oder auch des Unternehmers), als Zwischenschicht, als 
„Übergang von den Regierenden zu den Regierten, von den Unter­
nehmern zu den Arbeitern“12). Insofern war auch für ihn die Büro­
kratie auf eine außerbürokratische Spitze verwiesen, d.h. in Preu­
ßen-Deutschland: primär auf den Monarchen, dem er entsprechend 
wichtige Führungs- und Koordinationsfunktionen zumaß, nicht 
ohne angesichts der realen Rolle von Wilhelm II. ab und zu in 
Wunschdenken zu verfallen13). Auf der anderen Seite wußte er aber 
aus seinen Studien über den alteuropäischen Absolutismus, beson­
ders in Preußen: „Verwaltung hängt viel mehr mit Regierung und 
daher mit Machtbestrebungen zusammen, als gewöhnlich angenom-

n) Nach Hintze, Der Beamtenstand (1911), in: GA II, S. 66-125, bes. S. 
66-77; Prüfungen werden im historischen Teil zwar erwähnt (S. 90), aber nur 
unter vielen anderen historisch-deskriptiven Merkmalen. Hintze war nicht 
blind gegenüber Schwächen und Auswüchsen des Beamtentums (z. B. ebd., 
S. 77, 95 u. 117).
,2) Ebd., S. 69.
,3) Vgl. das „Wagenlenkerbild“ in: GA I, S. 392f. (1914), sowie: Rede, gehal­
ten zur Feier der 25jährigen Regierung S. M. des Kaisers und Königs Wil­
helms II., in: Hohenzollern-Jahrbuch, Bd. 17, 1913, S. 78-95. Vgl. dazu auch 
E. Köhler, Bildungsbürgertum und nationale Politik. Eine Studie zum politi­
schen Denken Otto Hintzes, Bad Homburg 1970, S. 125 ff. Köhlers Buch be­
handelt Hintzes politisches Denken zutreffend und ausführlich, doch ver­
zichtet es weitgehend auf die im folgenden versuchte Analyse des Zusam­
menhangs zwischen Hintzes politischen Anschauungen und seinem sonsti­
gen wissenschaftlichen Werk.
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men wird.“ Es erschien ihm auf diesem Hintergrund weder verwun­
derlich noch besonders kritikbedürftig, daß auch in der Verfas­
sungswirklichkeit seiner Zeit an den „Spitzen des Beamtenstaates“ 
faktisch „der Begriff des Dienstes in den der Herrschaft“ über­
ging14). Eher implizit als ausdrücklich entfernte sich damit Hintze 
von einem Denken, daß -  wie bei Weber -  eine Trennung und quali­
tative Differenz zwischen außerbürokratischer Spitze und bürokrati­
schem Apparat behauptete (oder doch forderte); er näherte sich, 
wenn auch unbewußt, einer weniger dualistischen Vorstellung vom 
Verhältnis von Führung und Verwaltung an, wie sie im weniger bü­
rokratisch geprägten anglo-amerikanischen Raum häufiger zu fin­
den war und im Begriff „Management“ präsent ist. Dieser Begriff 
verneint nämlich jenen tiefen Spalt zwischen Spitze und Apparat, 
der in Webers Bürokratiekonzeption so zentral ist15). Hintze ge­
langte so zu einer realitätsnahen Analyse von Regierung und Ver­
waltung im monarchischen Beamtenstaat: Er erfaßte die Realität ei­
ner Herrschaftsstruktur, die in ihren oberen Rängen durch allmäh­
lich abgestufte, nach oben hin graduell zumehmende Herrschaftsge­
walt, nicht aber durch jenen Spalt zwischen Führer und Apparat, 
gekennzeichnet war16).

In dieser monarchisch-bürokratischen Herrschaftsform sah 
Hintze primär Vorteile. Aus fortwirkenden historischen Gründen 
seien in Preußen-Deutschland seit langem die besten Kräfte in Be­
amtenstellungen eingerückt, die Auswahl der leitenden Minister aus 
der Beamtenschaft sei deshalb auch vielversprechender als jeder an­
dere Auswahimechanismus. An Talent, Selbständigkeit des Urteils, 
Korpsgeist und „unbefangener Sachlichkeit“ sei deshalb das Beam­
tentum, dieses „unschätzbare Produkt der politisch-militärischen 
Erziehung unseres Volkes seit den Tagen des Großen Kurfürsten“,

,4) Zitate in der Rez. v. Th. Mayer, Die Verwaltungsorganisation Maximi­
lians L, in: Schmollers Jahrbuch, Bd. 45, 1921, S. 1211; und: Der Beamten­
stand (GA II, S. 70).
1S) Zum „Management“ rechnen anglo-amerikanische Autoren bezeichnen­
derweise die Träger abgestufter Entscheidungsmacht und Befehlsbefugnisse 
vom Generaldirektor bis zum Abteilungs- und Werkstattleiter oder sogar bis 
zum Meister. Vgl. F. Harbison u. Ch. A. Myers, Management in the Indus­
trial World. An International Analysis, New York 1959; J. Kocka, Manage­
ment und Angestellte im Unternehmen der Industriellen Revolution, in: R. 
Braun u.a. (Hg.), Gesellschaft in der industriellen Revolution, Köln 1973, S. 
163 f.
,6) Vgl. GA I, S. 316-19, 377-84, 394.
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in Deutschland nicht zu übertreffen; diese seine Vorzüge würden 
durch Parlamentarisierung nur leiden. Außerdem stehe die monar­
chisch-bürokratische Regierung über den Parteien und Klassenin­
teressen und sei damit besonders geeignet, für eine „feste Richtung 
auf bestimmte politische Ziele auf lange Frist“, für einen ruhigeren 
Gang der Politik und für eine straffe Führung von Staat und Gesell­
schaft zu sorgen17).

Soweit stand diese Argumentation ganz in der vorherrschenden 
Tradition des verfassungspolitischen Denkens seiner Zeit, das in der 
vor-parlamentarischen „konstitutionellen Monarchie“ ein den mo­
dernen Anforderungen angepaßtes, stabiles, leistungsfähiges und 
zumindest für Deutschland dem westlichen Parlamentarismus über­
legenes Verfassungssystem sah18). Doch Hintze schränkte dieses Plä­
doyer für den verfassungspolitischen Status quo des Kaiserreichs 
schon vor 1914 und erst recht in der Spätphase des Weltkriegs ein. 
Zum einen bemerkte er immer deutlicher einen durch Veränderun­
gen im sozialökonomischen Bereich bedingten „natürlichen Drang 
des Volkes zur Betätigung eines genossenschaftlichen Geistes im öf­
fentlichen Leben“, den die straffe, starre, militärisch-bürokratische 
Struktur des preußisch-deutschen Staates mit ihrer Betonung des 
„herrschaftlichen Prinzips“ zurückstaue. Eine „gewisse Stockung 
unseres öffentlichen Lebens“, ebenso wie die von ihm als bedroh­
lich empfundene „giftige Staatsfeindschaft der sozialdemokrati­
schen Partei“ wie schließlich auch die unpolitische, d.h. für Hintze: 
nicht nationalpolitische Einstellung der Parteien überhaupt er­

17) Das Verfassungsleben der heutigen Kulturstaaten (1914), in: GA I, S. 
401 f.; ähnlich: Machtpolitik und Regierungsverfassung (1913), in: ebd., S. 
432; weiterhin: Die Demokratisierung der preußischen Verfassung, in: Euro­
päische Staats- und Wirtschaftszeitung, Jg. 2, 1917, S. 455.
,8) Vgl. G. A. Ritter, Entwicklungsprobleme des deutschen Parlamentaris­
mus, in: ders. (Hg.), Gesellschaft, Parlament und Regierung. Zur Geschichte 
des Parlamentarismus in Deutschland, Düsseldorf 1974, S. 11 ff.; E.-W. Bök- 
kenförde, Der Verfassungstyp der deutschen konstitutionellen Monarchie 
im 19. Jahrhundert, in: ders. (Hg.), Moderne deutsche Verfassungsgeschichte 
(1815-1918), Köln 1972, S. 146 f.; E. Fraenkel, Historische Vorbelastungen 
des deutschen Parlamentarismus, in: ders., Deutschland und die westlichen 
Demokratien, Stuttgart 1964, S. 11-68; H. Lübbe, Politische Philosophie in 
Deutschland, Basel 1963, S. 173-238; R. J. Lamer, Der englische Parlamen­
tarismus in der deutschen politischen Theorie im Zeitalter Bismarcks 
(1857-1890), Lübeck/Hamburg 1963; H. Wasser, Parlamentarismuskritik. 
Vom Kaiserreich zur Bundesrepublik, Stuttgart 1974.
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kannte er zutreffend auch als Folge der monarchisch-bürokratisch- 
militärischen Überspannung des „herrschaftlichen Prinzips“ in 
Deutschland. Im Hinblick auf diese gemeingeistfeindlichen Wirkun­
gen ging Hintze mit leicht neidischem Seitenblick auf Frankreich, 
England und USA schon vor 1914 so weit, das deutsche „System 
der Regierung über den Parteien nur einen Notbehelf* zu nen­
nen19). Im Sinne von Hardenberg erhoffte er „demokratische Insti­
tutionen unter einer monarchischen Regierung“, einmal weil er sich 
ähnlich wie Weber, Naumann oder Meinecke von demokratischen 
Reformen die Festigung der inneren Solidarität und damit die Stär­
kung Deutschlands im außenpolitischen Machtkampf versprach20), 
zum andern aber auch, weil es ihm überhaupt als „eine große Sa­
che“ erschien, wenn „Staat und Volk Begriffe sind, die sich dek- 
ken“, und weil er von jeder Innenpolitik (auch abgesehen von ihrer 
außenpolitischen Wirkung) verlangte, innere und soziale „Friedens­
politik“ zu sein21), nicht aber weil er die „Demokratisierung“ als 
solche (etwa aus naturrechtlichen Volkssouveränitätserwägungen 
heraus) gewünscht hätte22).

Als zweite Grundlage seiner Kritik am konstitutionellen System 
des Kaiserreichs wird bei Hintze spätestens seit 1913 die zunächst 
nur undeutliche und erst in der Spätphase des Kriegs stärker hervor­
tretende Einsicht bemerkbar, daß die Effektivität der monarchisch-

,9) Machtpolitik und Regierungsverfassung (1913), in: GA I, S. 424-56 (Zi­
tate: S. 454, 455 u. 456); dazu ausführlicher Köhler, Bildungsbürgertum, S. 
104 ff.
20) Besonders deutlich in seiner Rede, gehalten zur Feier der 25jährigen Re­
gierung... (1913); Zitate ebd., S. 87 u. 91. Zur Verstärkung dieser Elemente 
im Weltkrieg: Köhler, Bildungsbürgertum, S. 145ff. Zur intellektuellen Tra­
dition dieses Reform-Imperialismus, der die Forderung nach deutscher 
Weltmachtpolitik und inneren Reformen verband und in Deutschland ein 
sehr viel geringeres Gewicht hatte als in England vgl. K. Holl u. G. List 
(Hg.), Liberalismus und imperialistischer Staat. Der Imperialismus als Pro­
blem liberaler Parteien in Deutschland 1890 bis 1914, Göttingen 1975.
21) Machtpolitik und Regierungsverfassung (1913), in: GA I, S. 446 (dort Zi­
tat); Rede, gehalten zur Feier ... (1913), bes. S. 87, 92.
22) Vgl. Das monarchische Prinzip und die konstitutionelle Verfassung 
(1911), in: GA I, S. 378f.: „Vielleicht ist die allmähliche Demokratisierung 
des Staatslebens ein unabwendbares Geschick der modernen Welt, aber ein 
Glück und ein zu erstrebendes Ziel ist sie nicht, und vor allem dann nicht, 
wenn sie sich in zu schnellem Tempo vollzieht.“ Ähnlich skeptisch: Die De­
mokratisierung der preußischen Verfassung, in: Europäische Staats- und 
Wirtschaftszeitung, Jg. 2, 1917, S. 458.
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bürokratischen Regierung durch versteckte und in ihrer Verhülltheit 
unverantwortliche Parteieneinflüsse ebenso leide wie durch den 
Mangel an geschlossener Koordination und an tatkräftigen tüchti­
gen Führern23).

Mit solchen Überlegungen näherte sich Hintze den in sich man­
nigfach gestuften und mit der Zeit sich verändernden, teils ebenso 
vorsichtigen, teils viel entschiedeneren Reformvorstellungen liberal­
konservativer, liberaler und linksliberaler „Gelehrtenpolitiker“ wie 
Gustav Schmoller,Hans Delbrück, Friedrich Meinecke und Ernst 
Troeltsch an24); auch rückte er mit dieser vorsichtigen Kritik am wil­
helminischen System etwas näher an Max Weber heran, doch zog er 
im Unterschied zu diesem bis 1917 nicht die Konsequenz daraus, 
auf Parlamentarisierung hinzudrängen. Vielmehr verteidigte er das 
vorparlamentarische konstitutionelle System fiir Deutschland trotz 
seiner ihm bekannten Schwächen aus folgenden zusätzlichen Grün­
den:

Entsprechend seinem methodischen Grundprinzip, Staatsver­
fassungen und Gesellschaftsstruktur auch, wenn nicht gar primär, 
aus Einflüssen der „äußeren Staatenbildung“, der internationalen 
Lage und Politik zu begründen, hielt er es zum einen für unmöglich, 
daß das kontinentale, mehrseitig bedrohte, auf Landheer, Schlag­
kraft und straffe Führung angewiesene Deutschland sich Parlamen­
tarisierung leisten könne. Die ungeprüfte Implikation dieses Argu­
ments, die ihm zu seiner Zeit Weber und heute wohl die Mehrheit 
der Historiker bestreiten würden25), bestand in der Annahme einer

23) Machtpolitik und Regierungsverfassung (1913), in: GA I, S. 456; vgl. 
auch bereits: Das monarchische Prinzip und die konstitutionelle Verfassung 
(1911), in: ebd., S. 379f.
24) Vgl. H. Delbrück, Regierung und Volkswille, Berlin 1913; zu Schmoller 
und Delbrück: vom Bruch, Wissenschaft, S. 280 ff;  G. Kotowski, Parlamen­
tarismus und Demokratie im Urteil Friedrich Meineckes, in: Zur Geschichte 
und Problematik der Demokratie. Festgabe für Hans Herzfeld, Berlin 1958; 
sowie Schmidt, Deutscher Historismus.
25) Zu Weber weiter unten. Zu heutigen Einschätzungen vgl. etwa die Dar­
stellung des Forschungsstandes bei Ritter, Entwicklungsprobleme; s. auch 
H.-U. Wehler, Das Deutsche Kaiserreich 1871-1918, Göttingen 4. Aufl. 
1980, Kap. III; Th. Schieder, Staatensystem als Vormacht der Welt 
1848-1918 ( *  Propyläen Geschichte Europas, Bd. 5), Berlin 1978, S. 190-95. 
W. J. Mommsen, Die latente Krise des Deutschen Reiches 1909-1914, in: 
Brandt/Meyer/Just (Hg.), Handbuch der deutschen Geschichte, Bd. IV /1, 
Abschnitt 1 a, Frankfurt 1973.
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größeren Handlungsfähigkeit des monarchisch-konstitutionellen Sy­
stems im Vergleich zum parlamentarischen. Zum andern wies er auf 
wichtige Parlamentarisierungshindernisse in Deutschland hin, näm­
lich auf die föderalistische Struktur, die tiefe Zerklüftung der deut­
schen Gesellschaft nach Klassen, Konfessionen und Regionen, vor 
allem aber auf die zu parlamentarischer Verantwortung unfähigen, 
zersplitterten, polarisierten und ideologisierten Parteien. Wie Weber 
und viele heutige Historiker identifizierte er diese in der Tat unbe­
streitbaren Erschwerungen jeder Parlamentarisierung26) zwar z.T. 
als Folge der deutschen obrigkeitsstaatlichen Tradition, Verfassung 
und Politik. Vielleicht, so gestand er sogar zu, sei eine gesellschaftli­
che Integration und Transformation des Parteiensystems langfristig 
eher von der Parlamentarisierung zu erwarten. Im Unterschied zu 
Weber und im Unterschied zu dem, was implizit in vielen heutigen 
Analysen mitschwingt, verwarf er es jedoch, in der zunehmend ge­
spannten außenpolitischen Situation, dieses Risiko auf sich zu neh­
men, diesen Wechsel auf eine parlamentarische Zukunft unter so 
parlamentarisierungsfeindlichen Bedingungen zu ziehen. „Wer 
wollte es darauf ankommen lassen.. .“27)

Erst nachdem im Weltkrieg unübersehbar demonstriert worden 
war, wie sehr die äußeren Machtentfaltungsmöglichkeiten eines 
Staates von seiner inneren Kohäsion, der Teilnahmebereitschaft sei­
ner Bürger und damit von den demokratischen Teilhabemöglichkei­
ten abhingen, und nachdem in der Spätphase des Krieges die Koor- 
dinations- und Führungsschwächen des vorparlamentarischen Sy­
stems nur allzu deutlich geworden waren, nachdem sich die „ele­
mentare Gewalt“ demokratischer Bewegungen mehr als je zuvor 
manifestiert hatte und die Niederlage sich bereits abzeichnete, ge­
wann Hintzes Verfassungskritik die nötige Durchschlagskraft, um

26) Köhler, Bildungsbürgertum, neigt dazu, den rationalen Kern von Hintzes 
Parlamentarisierungsskepsis zu übersehen, indem er diese allzu ausschließ­
lich als Ausfluß seines „anti-pluralistischen Ressentiments“ und gar seines 
„Ideals einer konfliktfreien Volksgemeinschaft“ erklärt (S. 112/113). Hint­
zes Schwanken zwischen vorsichtiger Kritik an der Reichsverfassung und 
gleichzeitiger Parlamentarisierungsskepsis reflektiert vielmehr auch ein rea­
les Dilemma, nämlich: daß ein obrigkeitsstaatlich-vorparlamentarisches Re­
gierungssystem ein zur Integration und Machtübernahme kaum fähiges Par­
teiensystem hervorbrachte bzw. verfestigte, welches dann seinerseits der Par­
lamentarisierung entgegenstand, bzw. diese zu einem risikoreichen Unter­
fangen machte.
27) Das Verfassungsleben der heutigen Kulturstaaten (1914), in: GA I, S. 423.
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die ihn kennzeichnende verfassungspolitische Vorsicht ein Stück 
weit zu durchbrechen: Im Herbst 1917 schlug er für Preußen die be­
grenzte Demokratisierung des Wahlrechts und praktische Schritte in 
Richtung Parlamentarisierung vor, die gleichwohl durch berufsstän­
dische Elemente in der Zusammensetzung des Herrenhauses und 
durch neu einzuführende plebiszitäre Elemente in Schranken gehal­
ten werden sollte. Als freilich unentschlossene Modifikation frühe­
rer Positionen wird man es deuten müssen, wenn er jetzt einräumte, 
daß sich das preußisch-deutsche Beamtentum „nach Geist und 
Schulung im allgemeinen mehr zur Verwaltung als zur Regierung“ 
eigne28).

Damit deutete sich -  wahrscheinlich schon unter dem Einfluß 
von Max Webers vielbeachteten verfassungspolitischen Veröffentli­
chungen des Jahres 191729) -  eine Annäherung an dessen Position 
an, die sich in den nächsten Jahren fortsetzte. Zwar hielt sich Hintze 
nach Kriegsende mit verfassungspolitischen Kommentaren sehr zu­
rück; er stellte sich nicht gegen den neuen Staat, identifizierte sich 
aber auch nicht mit ihm; er verharrte in zurückgezogener, „kontem­
plativer Haltung“, voll Skepsis gegenüber der neuen Demokratie 
und ihrer außenpolitischen Impotenz30). Doch der preußische Mili­
tär- und Beamtenstaat hörte auf, Paradigma, Modell und Zentrum 
seiner nun noch weiter gespannten verfassungsgeschichtlichen Ver­
gleiche zu sein. Mehr implizit als ausdrücklich wurde die Verfas­
sungsgeschichte der westeuropäischen Staaten, die im Unterschied 
zu Deutschland die allmähliche Parlamentarisierung einschloß, zum

28) So in „Die Demokratisierung der preußischen Verfassung“, in: Europäi­
sche Staats- und Wirtschaftszeitung, Jg. 2, 1917, S. 453-59, hier S. 455; doch 
zugleich: „Unsere monarchische Regierung“ ist „eine Beamtenregierung, 
d.h. eine Regierung durch sachverständige, uneigennützige, ehrliche, wenn 
auch oft umständliche, bequeme, beschränkte Organe.“ Hier und in „Zur 
Reform des preußischen Wahlrechts“, in: ebd., S. 432-35: Einzelheiten sei­
ner Verfassungsvorschläge. Dazu auch Köhler, Bildungsbürgertum, S. 
155-169. In den ersten Kriegsjahren hatte Hintze dagegen auf öffentliche 
Kritik am preußisch-deutschen Verfassungssystem noch stärker verzichtet 
als in der Vorkriegszeit. Vgl. Deutschland und das Weltstaatensystem, in : O. 
Hintze, F. Meinecke, H. Oncken u. H. Schumacher, Deutschland und der 
Weltkrieg, Berlin 1915, S. 3-51, bes. S. 9, 12.
29) Siehe die Liste seiner Artikel, vor allem in der „Frankfurter Zeitung“ bei 
Käsler, Einführung, S. 263 f.
30) Vgl. seine Distanz gegenüber L. Bergsträssers demokratischer Grundrich­
tung, in: Schmoliers Jahrbuch, Bd. 45, 1921, S. 287; sowie GA I, S. 495f. 
(1931).
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Modell mit dem größeren historischen Recht31). Den Staat begriff 
Hintze zunehmend, beeinflußt von Weber, als „Betrieb“ und „An­
stalt“, als ein „organisiertes System von Einrichtungen zur Beherr­
schung der Menschen, aus denen er besteht, und zur Wahrnehmung 
ihrer gemeinschaftlichen Interessen“. In diesem Kontext unterstrich 
zunehmend auch Hintze -  wie Weber -  vor allem die technische 
Überlegenheit und Leistungsfähigkeit der Bürokratie bei der Erfül­
lung verschiedenartiger, nicht von ihr zu bestimmender Zwecke. 
Doch der fundamentalen Bürokratiekritik Webers näherte er sich 
nicht. In neuer Sprache lebten Elemente seiner ehemals emphati­
schen Hochschätzung weiter: „Die Organisation der Bürokratie ist 
ein soziologisches Kunstwerk ersten Ranges, an dem viele Jahrhun­
derte gearbeitet haben. Es ist eine Illusion, zu meinen, daß sie durch 
,Selbstverwaltung4 verdrängt und ersetzt werden könnte... Der frü­
her vielfach vorhandene Obrigkeitsdünkel, die gelegentliche Begün­
stigung des Interesses der herrschenden Klassen wird in dem Maße 
verschwinden, wie der einem rationellen Betrieb eigene Geist der 
Sachlichkeit durchdringt. Diese Bürokratie stellt die Stützen und 
Träger dar, die das wankende Staatsgebäude in der Zeit des Um­
sturzes aufrechterhalten haben. Ihre Erhaltung und Vervollkomm­
nung ist ein Staatsinteresse allerobersten Ranges32).“

Max Weber, der sich meines Wissens mit Hintze nicht ausein­
andergesetzt hat, kam zur Beschäftigung mit der Bürokratie nicht 
über die historische Untersuchung des frühneuzeitlichen Militär- 
und Beamtenstaats, in dem tatsächlich das entstehende moderne Be­
amtentum -  jedenfalls in Preußen -  eine vorwärtstreibende Rolle im 
Prozeß der staatlichen, sozialen und wirtschaftlichen Modernisie­
rung gespielt hatte. Vielmehr stießen ihn zum einen seine histori­
schen Studien zur antiken Wirtschaftsgeschichte, zum andern seine 
empirisch-sozialwissenschaftlichen Forschungen zur Situation der 
ostelbischen Landarbeiter auf die Rolle von Bürokratien. Während 
jene u. a. die Frage nach den Bedingungen der Entstehung und des 
Untergangs eines kapitalistischen Wirtschaftssystems im Römischen 
Reich verfolgten, intensivierten diese sein kritisches Interesse an der 
sozialökonomischen und sozialpolitischen Problematik des Kaiser­

31) So besonders deutlich „Wesen und Wandlung des modernen Staats“ 
(1931) und „Die Entstehung des modernen Staatslebens“ (1932), in: GA I, S. 
470-502, bes. S. 478, 486, 488, 500.
32) Der Staat als Betrieb und die Verfassungsreform (1927), in: GA II, S. 
205-209, Zitat S. 208.
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reichs, dessen immer modernere kapitalistische Wirtschaft er in ei­
nem scharfen Gegensatz zu der durch feudale und obrigkeitsstaatli­
che Reststrukturen geprägten sozialen und politischen Verfassung 
sah. In beiden Problemkreisen verfolgte Weber zwei für ihn auch im 
sonstigen Werk zentrale Fragen: Welches waren die Bedingungen, 
die die Entstehung kapitalistischer Wirtschaftsweise ermöglichten? 
Welches sind die Bedingungen und Faktoren, die über deren Fort­
existenz oder aber Zerstörung entscheiden? Dabei bedeutete der 
moderne Kapitalismus für Weber -  dies wurde im Lauf seines späte­
ren Werks immer klarer -  nicht nur eine methodisch rationale Wirt­
schaftsweise, sondern zugleich die sozialökonomische Dimension 
jener komplexen, ursprünglich nur im Okzident auftretenden Kul­
turtradition, die auf anti-traditionale Weltbeherrschung zielt und 
von Weber als „Rationalisierung“ beschrieben und gewollt wurde. 
Sowohl in seinen Studien zur antiken Wirtschaftsgeschichte wie 
auch in der sozialwissenschaftlichen Beschäftigung mit seiner Ge­
genwart scheint Bürokratie zunächst als Bedrohung jener sozialöko­
nomischen Dimension von Rationalisierung in Webers Analyse ge­
treten zu sein: Wie die dynastische Bürokratie der römischen Mon­
archie und der von ihr nach hellenistisch-ägyptischem Muster einge­
richtete Leiturgiestaat den antiken Kapitalismus nach Webers Mei­
nung zu ersticken half, drohte in seiner Sicht das in vieler Flinsicht 
vorbürgerliche, sowohl spätfeudal wie auch bürokratisch geprägte 
politische System des Kaiserreichs der Entwicklung eines sich selbst 
entfaltenden Kapitalismus, einer sich autonom regulierenden bür­
gerlichen Gesellschaft und einem starken Nationalstaat im Wege zu 
stehen. Allerdings sah er auch bald auf der Grundlage weit ausgrei­
fender universalhistorischer und vergleichend-soziologischer Stu­
dien, daß der moderne Kapitalismus selber zum Motor weiterer Bü­
rokratisierung wurde und die moderne Bürokratie -  neben dem me­
thodisch-rationalen Wirtschaften, dem positiven Recht und der Er­
fahrungswissenschaft -  selbst eine Dimension der modernen „Ra­
tionalisierung“ darstellte33).

33) Vgl. Agrarverhältnisse im Altertum, in: Handwörterbuch der Staatswis­
senschaften, hg. v. J. Conrad u.a., 2. Supplementbd., Jena 1897; die 3. Ver­
sion dieses Artikels erschien in der 3. Auflage desselben Handwörterbuchs 
1909 und in den Gesammelten Aufsätzen zur Sozial- und Wirtschaftsge­
schichte, Tübingen 1924, S. 1-288. -  Die Verhältnisse der Landarbeiter im 
ostelbischen Deutschland (== Schriften des Vereins für Socialpolitik, Bd. 15/ 
3), Leipzig 1892; Der Nationalstaat und die Volkswirtschaftspolitik (1895),
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Auf diesem hier nur anzudeutenden werkgeschichtlichen Hin­
tergrund bildeten sich Webers Begriff der Bürokratie und sein Urteil 
über das Verhältnis von Bürokratie und Politik im Kaiserreich her­
aus. Die von ihm beobachtete Realität des preußisch-deutschen Be­
amten war es vor allem, von der er, unter einseitiger Zuspitzung ein­
zelner Elemente und unter Vernachlässigung anderer, jenen Idealty­
pus „Bürokratie“ abstrahierte, der die einschlägige sozialwissen­
schaftliche Forschung seitdem wie kein anderes Begriffssystem be­
stimmt hat. Moderne bürokratische Verwaltung ist nach Weber da­
durch charakterisiert, daß ihre Struktur, Arbeitsweise und perso­
nelle Besetzung durch generelle Regeln festgelegt sind, die ihre 
Identität unabhängig von personellem Wechsel sichern. Die hierar­
chische Anordnung von Befehlsbefugnissen und Gehorsamspflich­
ten, die arbeitsteilige Spezialisierung von Kompetenzen und Aufga­
ben sowie die Schriftlichkeit und Aktenmäßigkeit der Ausführung 
galten ihm als weitere zentrale Merkmale der Bürokratie. Ihr Perso­
nal besteht aus Berufsbeamten. Diese werden auf der Grundlage ei­
nes Dienstvertrags, nach Maßgabe generell geregelter, durch Prü­
fungen nachweisbarer Fachqualifikationen angestellt; sie besitzen 
die Verwaltungsmittel nicht selbst, sondern werden durch festes Ge­
halt alimentiert; ihr Rang und Gehalt bemessen sich zum Teil nach 
Seniorität; zu ihrem Status gehören Unkündbarkeit und Pensionsbe­
rechtigung; für die Gewährung einer gesicherten, standesgemäßen 
Existenz durch den Dienstherrn wird von ihnen eine spezifische 
Amtstreuepflicht erwartet, die über die Pflicht zur Erbringung einer 
spezifischen Leistung hinausgeht und im Unterschied zum einfa-

in: Gesammelte Politische Schriften (im folgenden: GPS), Tübingen 2. Aufl. 
1958, S. 1-25; Agrarstatistische und sozialpolitische Betrachtungen zur Fi- 
deikommißfrage in Preußen (1904), in: Gesammelte Aufsätze zur Soziologie 
und Sozialpolitik, Tübingen 1924, S. 508-556. -  Zum doppelten Ansatz­
punkt von Webers Werk (Römische Agrargeschichte und ostelbische Land­
arbeiter) siehe: A. Heuss, Max Webers Bedeutung für die Geschichte des 
griechisch-römischen Altertums, in: HZ, Bd. 201, 1965, S. 529ff, bes. 539; 
und vor allem: W. Schluchter, Der autoritär verfaßte Kapitalismus. Max 
Webers Kritik am Kaiserreich, in: ders., Rationalismus der Weltbeherr­
schung, S. 134-169. Die oben Anm. 2 genannten Titel als nützliche Einfüh­
rungen in das Gesamtwerk, sowie: W. Mommsen, Universalgeschichtliches 
und politisches Denken bei Max Weber, in: HZ, Bd. 20t, 1965, S. 557-612, 
wd. in ders., Max Weber: Gesellschaft, Politik und Geschichte, Frankfurt 
1974, S. 97-143.
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dien Arbeitsvertrag tendenziell die „ganze Person“ des Beamten 
umfaßt34).

Durch Vergleich mit vorbürokratischen Verwaltungsformen, 
der traditionalen Patrimonial- und der Honoratiorenverwaltung des 
19. Jahrhunderts zumal, demonstrierte er überzeugend und begriff- 
lieh schärfer als Hintze die überlegene Leistungsfähigkeit der Büro­
kratie als Mittel legaler Herrschaft und darüber hinaus als Instru­
ment zur Durchführung von Organisationszwecken irgendwelcher 
Art. Er war von ihrer Unabdingbarkeit überzeugt und erwartete die 
Fortsetzung ihres Siegeszugs in den verschiedensten Bereichen von 
Wirtschaft, Gesellschaft und Staat. Wie er zeigte, daß der Aufstieg 
moderner Bürokratie die Existenz markt- und geldwirtschaftlicher 
Beziehungen, ein Minimum an verkehrsmäßiger Erschließung des 
zu verwaltenden Territoriums, rationale Lebensführung und ein Mi­
nimum an gesellschaftlicher Ausdifferenzierung voraussetzte, so 
verstand er umgekehrt die fortschreitende Bürokratisierung als un­
ersetzbares Moment in jenem umfassenden Prozeß westlicher Mo­
dernisierung, den er Rationalisierung nannte.

So wundert es wenig, daß Weber das preußisch-deutsche Be­
rufsbeamtentum ähnlich hoch einschätzte wie Hintze. Noch in der 
Revolution von 1918/19 verteidigte er es vehement. Er rühmte seine 
moralischen Tugenden und seine fachliche Leistungsfähigkeit. Doch 
zugleich gehörte er -  ganz im Unterschied zu Hintze und den mei­
sten seiner Zeitgenossen -  zu den schärfsten Kritikern des deutschen 
Beamtentums seiner Zeit, und zwar in dreifacher Hinsicht.

Zum einen verstand er -  konsequenter als Hintze -  die Beam­
tenschaft als eine soziale Gruppe unter anderen, als Teil einer inter­

34) Vgl. Wirtschaft und Gesellschaft. Grundriß der verstehenden Soziologie. 
Studienausgabe, hg. v. J. Winckelmann, Köln/Berlin 1964 (im folgenden: 
WuG), Bd. 1, S. 160 ff.; Bd. 2, S. 703 ff. -  Zur sozial wissenschaftlichen Dis­
kussion vgl. R. Mayntz, Max Webers Idealtypus der Bürokratie und die Or­
ganisationssoziologie, in: Kölner Zeitschrift für Soziologie und Sozialpsy­
chologie, Bd. 17, 1965, S. 493-502; N. Luhmann, Zweck -  Herrschaft -  Sy­
stem. Grundbegriffe und Prämissen Max Webers, in: Der Staat, Bd. 3, 1964, 
S. 129-58; beides wd. in R. Mayntz (Hg.), Bürokratische Organisation, 
Köln/Berlin 1965, S. 27-55; W. Schluchter, Aspekte bürokratischer Herr­
schaft, München 1972, bes. S. 65-121, 141-44, wd. abgedr. in ders., Rationa­
lismus der Weltbeherrschung, S. 75-133; siehe auch die kritische Einord­
nung von Webers Bürokratie-Analyst bei K. Gabriel, Analysen der Organi­
sationsgesellschaft. Ein kritischer Vergleich der Gesellschaftstheorien Max 
Webers, Niklas Luhmanns und der phänomenologischen Soziologie, Frank- 
furt/New York 1979, Kap. 1.
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essenmäßig heterogenen, konfliktdurchzogenen Gesellschaft. Er 
verstand sie als soziale Gruppe die, wie andere soziale Gruppen 
auch, partikulare Interessen vertrat; ideologiekritisch analysierte er 
das Reden von der „Staatsraison“ und die Institution des Dienstge­
heimnisses als Instrumente bürokratischer Machterhaltung und 
-ausweitung35). So stellte er, ganz im Unterschied zu Hintze, den An­
spruch der Beamten, überparteiliche Sachwalter des Allgemein­
wohls zu sein, kräftig in Frage. Dieselbe Funktion hatte sein wieder­
holter Vorwurf an die preußische Bürokratie, unter dem Schleier 
der Staatsraison agrarischen Interessen allzu sehr verpflichtet und 
von konservativen, spätfeudalen Traditionen geprägt zu sein; sie 
verstärkten damit die unbürgerliche, ja anti-bürgerliche Einfärbung 
des preußisch-deutschen politischen Systems, das er eben auch des­
halb als Hindernis der Herausbildung einer liberalen Gesellschafts­
verfassung, als unfähig für entschiedene nationale Machtstaatspoli­
tik und als langfristig wirksame Bedrohung der Dynamik der kapi­
talistischen Wirtschaftsentwicklung begriff36).

Zum andern arbeitete Weber scharf den kategorialen, qualitati­
ven Unterschied zwischen bürokratischer Verwaltung einerseits und 
politischer Führung andererseits heraus. Beamten sprach er die Be­
fähigung und Legitimation zu politischem Handeln ab. Auf der Ba­
sis von delegierten Herrschaftsbefugnissen und Fachwissen, in Ver­
antwortung für das Amt und im Dienst an vorgegebenen Zwecken 
spiele sich gute Verwaltung in stetiger, kalkulierbarer, effizienter 
Weise ab. Gerade weil gute Beamte mit ihrem beruflichen Verhal­
ten, ihrer Lebensführung und ihren Wertorientierungen dem ent­
sprächen, seien sie als Politiker ungeeignet, denn in der Politik gehe 
es um die eigenverantwortliche Entscheidung mit Bezug auf Werte 
im öffentlichen Kampf. Leidenschaftlich warf er der Bürokratie in 
Deutschland vor, die Politik usurpiert zu haben. Deren Schwächen 
-  mangelnde Einheitlichkeit, mangelnde Energie vor allem bei der 
Durchsetzung nationalpolitischer Ziele, mangelnde Dynamik auch

35) Vgl. GPS, S. 340f. (1918); WuG, Bd. 2, S. 721.
36) Neben der Freiburger Antrittsvorlesung von 1895 (GPS, S. 1-25) vor al­
lem: Agrarstatistische und sozialpolitische Betrachtungen zur Fideikommiß- 
vorlage (1904), in: Gesammelte Aufsätze zur Soziologie und Sozialpolitik, 
Tübingen 1924, S. 323-393, bes. S. 388f, auch 331, 340, 354, 386, 391; GPS, 
S.340f. (1918), S. 266ff. (1917). -  Dazu und zum folgenden grundlegend: W. 
Mommsen, Max Weber und die deutsche Politik 1890-1920, Tübingen 2. 
Aufl. 1974, S. 98 f.
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im Innern -  führte er darauf zurück, daß sie im Grunde Beamten­
herrschaft sei, und nicht Herrschaft der einen oder anderen Klasse, 
deren Unfähigkeit zur Politik er analysierte und -  mit Bezug auf das 
Bürgertum -  beklagte. So sehr Weber Bürokratie als Mittel der Herr­
schaft und Zielverwirklichung in Institutionen aller Art verteidigte 
und begrüßte, so sehr lehnte er Bürokratie als Herrschaft der Beam­
ten und Subjekt der Zielformulierung ab. Um die Beamtenherr­
schaft zu beseitigen oder doch zu beschränken, forderte er früh die 
allmähliche -  im Weltkrieg: die fast konsequente -  Parlamentarisie­
rung, daneben -  im Weltkrieg -  die uneingeschränkte Demokratisie­
rung des Wahlrechts in ganz Deutschland und die plebiszitäre Be­
stellung politischer Führer. Obwohl er wie Hintze die gesellschaft­
lich-politischen Parlamentarisierungshindernisse in Deutschland 
nicht übersah und den unreifen Zustand der politischen Parteien 
wie der öffentlichen Meinung kannte und beklagte, war er schon zu 
Beginn des Jahrhunderts, aber erst recht unter dem Eindruck der 
deutschen politischen Schwächen im Krieg, bereit, jenen Wechsel 
auf die parlamentarische und parteienstaatliche Zukunft zu ziehen. 
Vor dem Krieg unterschied er sich damit deutlich von Hintze und 
der großen Mehrheit der Wissenschaftler und Publizisten. Auch im 
Krieg gingen seine diesbezüglichen Reformvorschläge weit über die 
Hintzes hinaus. Von parlamentarischen Institutionen erwartete er 
eine politikangemessene Vor-Auswahl politischer Führer, einen Bei­
trag zur politischen Erziehung der Öffentlichkeit, die Erleichterung 
von Parteikompromissen, die nicht nur negative Mitwirkung an der 
Gesetzgebung und vor allem Verwaltungskontrolle, nicht aber die 
volle Regierungskontrolle via Ministerbestellung und Mißtrauens­
votum. Die Demokratisierung des Wahlrechts betrachtete er zum ei­
nen als notwendige Antwort auf die Demokratisierung der Pflichten 
und Opfer im Krieg, zum andern als Mittel, die öffentliche politi­
sche Auseinandersetzung zu fördern sowie Sozialstruktur und 
Machtverteilung kongruenter werden zu lassen. Die plebiszitäre 
Wahl und Legitimation der politischen Führung -  in Form eines 
starken Premierministers und, seit 1918, eines unmittelbar gewähl­
ten, kompetenzstarken Reichspräsidenten -  wünschte er als weiteres 
Gegengewicht zur tradierten Beamtenherrschaft, als Begrenzung 
oder auch Abstützung des in Deutschland wenig ausgebildeten par­
teienstaatlichen Parlamentarismus sowie als angemessene Verwirkli­
chung seines Verständnisses von Politik, in dem die verantwortliche 
Entscheidung durch Führerpersönlichkeiten und die Werbung um
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Gefolgschaft im öffentlichen Meinungskampf so große Bedeutung 
hatten37)-

Schließlich waren Webers Kritik am preußisch-deutschen Be­
amtenstaat und seine verfassungspolitischen Reformvorschläge Teil 
seiner grundsätzlichen Skepsis gegenüber den langfristigen Folgen 
der Bürokratisierung. Denn so sehr er diese auch als Folge und Mit­
tel, Moment und Ausdruck der spezifisch okzidentalen methodisch­
rationalen Kulturtradition der Weltbeherrschung verstand und 
überdies als Prozeß begriff, der, wenn überhaupt, dann nur um den 
Preis technisch-wirtschaftlicher und sozio-politischer Regressionen 
angehalten oder gar zurückgedreht werden konnte, so überzeugt 
war er auf der anderen Seite davon, daß die Bürokratisierung lang­
fristig zur Gefahr für die freie, wertebezogene Selbstverwirklichung 
der Individuen und ihre Bereitschaft zum Transzendieren der gege­
benen Verhältnisse, damit auch für die dynamische kapitalistische 
Wirtschaftsentwicklung, für offene Sozialbeziehungen und für Poli­
tik überhaupt werden würde. Mit anderen Worten: Bürokratisie­
rung galt ihm zwar als wichtige Dimension jenes umfassenden okzi­
dentalen Modernisierungs- und Rationalisierungsprozesses, den er 
analysierte und wollte, doch fürchtete er, daß sie sich verselbständi­
gen und zerstörerisch gegen andere Dimensionen dieses Prozesses 
wenden würde, diesen allmählich zum Stillstand bringend. Beson­
ders in der Politik, aber auch in anderen Bereichen des menschli­
chen Lebens sah er einen universalen Bürokratisierungsprozeß am 
Werk, „das Gehäuse jener Hörigkeit der Zukunft herzustellen, in 
welche vielleicht dereinst die Menschen sich, wie die Fellachen im 
altägyptischen Staat, ohnmächtig zu fügen gezwungen sein“ wür­

37) Am deutlichsten findet sich dieser Strang von Webers Bürokratiekritik 
und seine Verfassungsvorschläge in den Aufsätzen „Wahlrecht und Demo­
kratie in Deutschland“ (1917), „Parlament und Regierung im neugeordneten 
Deutschland“ (1918), „Deutschlands künftige Staatsform“ (1918) und „Poli­
tik als Beruf4 (1919), alle in GPS. Als ausführliche Darstellung, auch seiner 
Verfassungsvorschläge im einzelnen, vor allem: Mommsen, Max Weber und 
die deutsche Politik (mit der älteren Literatur); dort S. 165ff. zu Parlamenta­
risierungsvorstellungen Webers 1906-08; 264 ff. u. Kap. IX zu seinen Verfas­
sungsvorstellungen im Krieg und zu seiner Mitarbeit an der Reichsverfas­
sung. Als Auseinandersetzung mit Mommsens Interpretation: J. Kocka, 
Kontroversen über Max Weber, in: Neue Politische Literatur, Bd. 21, 1976, 
S. 281-301, hier S. 292-96. Eine kurze, überzeugende Interpretation bei 
Schluchter, Rationalismus der Weltbeherrschung, S. 104-115. Siehe auch D. 
Beetham, Max Weber and the Theory of Modern Politics, London 1974.
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den38). Erstarrung der gesellschaftlichen Dynamik und Erstickung 
individueller Freiheit fürchtete Weber von der Durchbürokratisie­
rung des menschlichen Lebens; und seine Skepsis gegenüber der im­
mer weiter vordrängenden Verflechtung von Staat, Gesellschaft und 
Wirtschaft und schließlich auch seine Ablehnung des Sozialismus 
resultierten aus dieser Furcht. Die Schärfe seiner Kritik am preu­
ßisch-deutschen Beamtenstaat wird so erst verständlich.

III.

Weber wie Hintze, so wurde gezeigt, betonten die zentrale Stel­
lung der Bürokratie bzw. des Beamtentums in der Verfassungswirk­
lichkeit des Kaiserreichs und bemühten sich um ihre Analyse. Bei 
aller Faszination durch die Leistungskraft der Bürokratie gelangte 
Weber zu einer scharfen Kritik des Verhältnisses von Beamtentum 
und Politik, zu einer Kritik, die sich mit weitgehenden Vorschlägen 
zur Verfassungsreform verband. Dagegen nahm Hintze keinen An­
stoß am Verhältnis von Beamtentum und Politik im Kaiserreich; 
ihm war Webers scharfe Kritik an der Bürokratie fremd; und auf 
grundlegende Verfassungsreformforderungen verzichtete er bis 
1917. Erst seitdem näherte er sich der Position Webers ein wenig an. 
Diese Verschiedenartigkeit bei der Beurteilung von Bürokratie und 
Politik in Deutschland verweist auf grundsätzliche Unterschiede 
zwischen Hintze und Weber, die nunmehr in vier Punkten zusam­
mengefaßt werden sollen.

1. Wenn Weber das preußisch-deutsche Beamtentum als soziale 
Gruppe unter anderen begriff, ihre durchaus partikularen Interes­
sen ideologiekritisch analysierte und ihre Affinität zu agrarischen 
Interessen und feudalen Traditionen aufzeigte, dann tat er dies auf 
der Grundlage einer Analyse der Klassenstruktur sowie der ökono-

38) GPS, S. 320 (1917); ähnlich schon ebd., S. 60, 62 (1906); siehe auch Ge­
sammelte Aufsätze zur Religionssoziologie, Bd. 1, Tübingen 1972, S. 203 f. 
Zur Gesamtproblematik: Mommsen, Universalgeschichtliches und politi­
sches Denken; Schluchter, Rationalismus der Weitbeherrschung, S. 75-169; 
G. Hufnagel, Kritik als Beruf. Der kritische Gehalt im Werk Max Webers, 
Frankfurt 1971, bes. S. 197ff.; G. Abramowski, Das Geschichtsbild Max We­
bers. Universalgeschichte am Leitfaden des okzidentalen Rationalisierungs­
prozesses, Stuttgart 1966. -  Wir gebrauchen hier „Rationalisierung“ nicht 
synonym mit „Bürokratisierung“, wie dies auch oft bei Weber geschieht, 
sondern im Sinne eines umfassenden Prozesses der Herausbildung des okzi­
dentalen Rationalismus und der methodisch-rationalen Weltherrschaft, zu 
dem Bürokratisierung nur als eine von mehreren Dimensionen gehört.
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mischen und kulturellen Situation des Kaiserreichs. Diese war für 
ihn, kurz gesagt, „dadurch gekennzeichnet, daß einerseits die öko­
nomischen Voraussetzungen für die nationale Stellung des preußi­
schen Junkertums zerfallen, andererseits das industriell-kapitalisti­
sche Bürgertum sich das feudal-patriarchalische Wertungssystem 
der Junker anzueignen beginnt, während das Proletariat in das Kai­
serreich negativ integriert bleibt“383). Der klassenbewußte Bürger 
Max Weber begriff bekanntlich nicht das Proletariat, sondern die 
Junker als primären Klassengegner des Bürgertums und kritisierte 
scharf dessen Neigung zur politisch-sozialen Anpassung, zur 
„Staatsfrömmigkeit“ und „Feudalisierung“ seiner Werte und Le­
bensführung. Er begriff seine Gesellschaft als interessengespalten 
und konfliktdurchzogen und drängte darauf, diesen Konflikten zum 
offenen Durchbruch zu verhelfen. Aus dieser Perspektive, von der 
Gesellschaft her, ordnete er die Bürokratie ein.

Hintze, dessen Herkunft, Temperament und Sichtweise ihn so 
viel näher an den Typus des preußisch-deutschen Beamten heran­
rückten, fehlte dazu einerseits das bürgerlich-antijunkerliche Enga­
gement als Stachel und andererseits -  zumindest bis zum Ende des 
Krieges -  die Fähigkeit, die Bürokratie (und den Staat) von der Ge­
sellschaft her, „von unten“ sozusagen, zu betrachten. Weder hat er 
jemals systematisch das preußisch-deutsche Beamtentum in seiner 
relativen Abhängigkeit von einzelnen sozialen Klassen und Grup­
pen analysiert, wenn auch zweifellos seine Abhandlungen histori­
sche Belege und Illustrationen solcher Abhängigkeit durchaus ent­
halten. Noch hatte er es für unmöglich gehalten, den Begriff der 
„Staatsraison“ im Sinne von handlungsleitendem Staatszweck zu 
gebrauchen statt ihn wie Weber ideologiekritisch zu relativieren39).

Hier ergibt sich ein zentraler Unterschied zwischen den beiden 
Autoren. Auf den ersten Blick gingen Weber und Hintze, der erste 
sehr viel schroffer als der zweite, in ihren politischen Zielvorstellun­
gen häufig vom Primat des Staats- und Machtpolitischen aus. Öko­
nomische Entwicklungen, soziale Reformen und Verfassungsände­
rungen beurteilten, forderten oder bekämpften beide, wenn auch 
keineswegs ausschließlich, je nach deren Wirkung für Macht und 
Größe des Nationalstaats40). Während Hintze aber zumindest bis

38a) Schluchter, Rationalismus der Weltbeherrschung, S. 104. 39) Vgl. unten 
S. 92.
40) Vgl. die Belege bei Köhler, Bildungsbürgertum, S. 69, 75, 79 f., 85, 93,
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1918 auch analytisch, d.h. bei der Wahl seines wissenschaftlichen 
Blickwinkels, seiner Gesichtspunkte, Methoden und Erklärungsmo­
delle primär vom Staat, vom Politischen, häufig vom Außenpoliti­
schen her dachte, tendenziell also ökonomische und soziale Phäno­
mene, quasi auf Beamtenart, nur als Bedingungen oder Resultate 
staatlichen Handelns einbezog, herrschte bei Weber trotz aller poli­
tischen Identifikation mit machtstaatlichen Interessen eine soziolo­
gische Sehweise insofern vor, als er die staatlichen Organe und Ent­
scheidungen primär (wenn auch nicht ausschließlich) in ihrer Ab­
hängigkeit von und ihrer Funktion f ü r t ine heterogene, konfliktgela­
dene Gesellschaft zu erfassen versuchte.

Entsprechend wurde das Verhältnis von Staat und Gesellschaft 
von Hintze und Weber in verschiedener Weise aufgefaßt. Um 1900 
begriff Hintze „Gesellschaft“ als die Sphäre der gegenseitigen Be­
dürfnisse, der „materiellen Kultur“, des wirtschaftlichen Lebens, 
der „äußeren Kultur“, des Verkehrs, der nur teilweise bewußt wer­
denden Kollektivkräfte. Wirtschaft und Gesellschaft erschienen ihm 
als die „organische“, sich träge und relativ regelmäßig entwickelnde 
Grundlage, auf der der Staat aufruhe. In dessen Sphäre dagegen 
herrsche der bewußte Wille, das Individuelle; ihn faßte Hintze als 
„Persönlichkeit“ , als allgemeine Individualität, die das „Streben zu 
führen, zu leiten, zu beherrschen“ beseele41). Insofern schienen ihm 
die „Staatspersönlichkeit“ und ihre Organe, nämlich der Monarch 
und das Beamtentum, als wichtigste vorwärtstreibende Faktoren hi­
storischen Wandels, und deshalb blieb ihm, bei aller Berücksichti­
gung Wirtschafts- und sozialgeschichtlicher Faktoren, eine soziologi­
sche Staatsauffassung zunächst ebenso fremd wie eine wirklich so­
zialgeschichtliche Interpretation der allgemeinen Geschichte. Hint- 
zes Beeinflussung durch seine Lehrer Droysen und Schmoller dürfte 
hierbei ebenso ins Gewicht gefallen sein wie seine Prägung durch 
jahrzehntelange Arbeit an der Verwaltungsgeschichte des Ancien 
Régime, für dessen Erfassung jene Sichtweise vom Staate her, flexi­
bel verwendet, sehr viel fruchtbarer zu sein scheint als für die Ana­
lyse des 19. und 20. Jahrhunderts (die in Hintzes Werk denn auch 
weniger zentral war als in Webers). Erst nach dem Bruch, den Welt­
krieg und Revolution für ihn bedeuteten, änderte sich dies in Ansät-

136; Mommsen, Max Weber und die deutsche Politik, S. 32 ff., 51 ff., 90-96.
41) So am klarsten in seiner Roscher-Kritik von 1897, in: GA II, S. 3-45, bes. 
S. 12 ff., 20 f., 30, 32 f.
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zen: Als seine frühere „Andacht zum Staate“, das frühere Gefühl 
für die „Majestät des Staates“, unter den Bedingungen der Repu­
blik einem kritischeren, mißtrauischen Verhältnis Platz machte, 
konnte Hintze den Staat instrumenteller, als Organisation „zur Be­
herrschung der Menschen und zur Wahrnehmung ihrer gemein­
schaftlichen Interessen“ begreifen und gewissermaßen „von der Ge­
sellschaft her“ interpretieren. Er näherte sich damit der Position 
Webers an, ohne dies systematisch zu explizieren42).

Für diesen war der Staat, je später desto klarer, „ein Betrieb“, 
d.h. ein durch funktionale Merkmale definiertes Instrument zur 
Verwirklichung der verschiedensten, wandelbaren, nicht notwendig 
durch ihn selbst gesetzten Zwecke. Der Staat hörte bei Weber auf, 
wie auch immer geartete Verkörperung des Allgemeinen zu sein, er 
wurde zum, wenn auch hervorragenden, Mittel und mußte deshalb 
mit Hinblick auf jene sich verändernden, divergierenden Kräfte 
analysiert werden, zu deren Verwirklichung und Durchsetzung er 
diente. Diese Kräfte identifizierte Weber als materielle und ideelle 
Interessen, als Gruppen und Klassen, als wertebezogene Entschei­
dungen und Strebungen von Individuen. Damit öffnete er sich das 
Tor zu einer im weitesten Sinne soziologischen bzw. sozialgeschicht­
lichen Betrachtung von Staat und Bürokratie43).

Diese dokumentiert sich nicht nur in seiner Auseinanderset­
zung mit dem Beamtentum im Kaiserreich, sondern auch in seiner 
grundsätzlichen Beurteilung der Bürokratisierung in universalge­
schichtlicher Langzeitperspektive. Er begriff ja den Aufstieg moder­
ner Bürokratien und die Bürokratisierung überhaupt als bedingt 
durch vorausgehende sozialökonomische und sozio-kulturelle Pro­
zesse (Markt- und Geldwirtschaft, antitraditionale „Entzauberung“ 
der Welt, zunehmende Arbeitsteilung, soziale Differenzierung und

42) Zitate aus GA II, S.205-09 (1927). Vgl. oben S.78; sowie F. Gilbert, Otto 
Hintze, in: ders. (Hg.), The Historical Essays of Otto Hintze, New York 
1975, S. 20ff.; Kocka, Otto Hintze, S. 289ff.
43) Dies gilt insbesondere im Vergleich zur eher etatistischen Sehweise Hint- 
zes und in bezug auf seine kritische Behandlung der preußisch-deutschen 
Bürokratie. Vgl. zum Beispiel Gesammelte Aufsätze zur Soziologie und So­
zialpolitik, S. 381 ff. Im übrigen finden sich im großen und komplexen Werk 
Webers durchaus auch andere Blickwinkel in wechselnden Verbindungen 
und Differenzierungen. Vgl. R. Bendix, Max Weber -  Das Werk. Darstel­
lung, Analyse, Ergebnisse, München 1964, S. 357-66; J. Winckelmann, Max 
Weber. Das soziologische Werk, in: Kölner Zeitschrift für Soziologie und 
Sozialpsychologie, Bd. 17 (1965), S. 761-69.
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Spezialisierung, die Koordination verlangten), wenn er auch umge­
kehrt zeigte, wie stark die Bürokratie, einmal entstanden, jene 
sozialökonomischen und sozio-kulturellen Prozesse beeinflußt, be­
fördert und gefährdet. Mit anderen Worten: auch auf dieser univer­
salgeschichtlichen Argumentationsebene ist seine Bürokratieanalyse 
eingebettet in eine gesellschaftsgeschichtliche Grundkonzeption. 
Diese findet keine Entsprechung in Hintzes Werk, der keine prinzi­
pielle sozialgeschichtliche Erklärung für die im Zentrum seines In­
teresses stehenden Prozesse der inneren und äußeren Staatsbildung 
versucht, als deren zentrales Moment er Aufstieg, Struktur und Lei­
stungen des Beamtentums versteht.

Was die Wahl seiner ekenntnisleitenden Gesichtspunkte, Fra­
gestellungen und Begriffe betrifft, war Weber also weiter vom „Pri­
mat des Staats- und Machtpolitischen“ entfernt als Hintze. Dies ist 
ein Argument für die Annahme, daß auch auf dem Gebiet der politi­
schen Zielsetzungen Webers so schroffes, zeitweise nationalistisches 
Votum für den starken Nationalstaat und seine Macht in Wahrheit 
stärker in umfassende gesellschaftlich-kulturelle Zielsetzungen ein­
gebunden war und diesen (zugleich auch) diente, als manche seiner 
Formulierungen es vermuten läßt44). Umgekehrt weist der Befund 
darauf hin, daß der viel gemäßigter und milder argumentierende 
Hintze im Bereich des politischen Wollens staats- und machtpoliti­
sche Ziele eindeutiger um ihrer selbst willen vertreten haben mag. 
Daß sie auch für ihn kein bloßer Selbstzweck waren, bleibt noch zu 
zeigen.

2. Es war Webers tiefe Enttäuschung über die seines Erachtens 
mangelhafte Führung der deutschen Außenpolitik, die ihn zu seinen 
schärfsten Attacken gegen den monarchischen Beamtenstaat führte. 
Wohl nicht zu Unrecht brachte er den Mangel an klarer Koordina­
tion und Führung der Außenpolitik sowie das Fehlen von personel­
len Konsequenzen im Falle eklatanter Mißerfolge mit der Labilität 
eines vorparlamentarischen Regierungssystems ohne starkes Mehr-

44) So auch Mommsen, Max Weber und die deutsche Politik, S. 71, pass.: 
Weber habe sich von entschiedener imperialistischer Machtpolitik erhofft, 
daß sie die drohende Entwicklung einer „stationären Gesellschaft“ und da­
mit den gefürchteten Abbau von Freiheit und Dynamik verhindern oder er­
schweren werde. Andererseits wäre es sicher falsch zu leugnen, daß für We­
ber nationale Größe und Macht zugleich weiterer Begründung nicht bedürf­
tige Selbstzwecke darstellten und er „die tragische Überschätzung des 
Machtgedankens und seine ideelle Verklärung im Begriff der Nation“ teilte, 
die schließlich mit „zur Katastrophe des alten Europa“ führte (ebd. S. 72).
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heitsvertrauen in Verbindung. Den zuständigen Beamten warf er bü­
rokratische Unfähigkeit zur Machtpolitik vor. Aus primär außenpo­
litischen Motiven wurde er zum innenpolitischen Kritiker.

Wenn sich der ebenfalls vom Ziel nationaler Machtentfaltung 
überzeugte Hintze noch 1913/14 mit gedämpftem Lob und nüchter­
ner Zustimmung auch hinter die außenpolitischen Erfolge der 
Reichsregierung stellte, so verweist das darauf, daß beide dieselben 
Ereignisse nach verschiedenartigen Maßstäben beurteilten. Bei aller 
Unterstützung der deutschen Weltmacht- und Flottenpolitik glaubte 
Hintze nicht an die Unvermeidbarkeit des Krieges oder die Aus­
schließlichkeit des Kampfaspektes im Verhältnis der Nationen, son­
dern er vertraute, insofern in der Tradition Rankeschen Denkens, 
auf die völkerrechtlich und kulturgemeinschaftlich begründete Soli­
darität eines zwar rivalisierenden und gefährdeten, aber doch letzt­
lich zum Gleichgewicht tendierenden Mächtesystems. Die von ihm 
befürwortete Weltmachtpolitik war für ihn Fortsetzung älterer 
Machtstaatspolitik, wenn auch mit neuen Mitteln und im zuneh­
mend globalen Maßstab -  gerade nicht „Griff nach der Welt­
macht“. Diese Sichtweise mäßigte ihn politisch, analytisch verstellte 
sie ihm die Einsicht in das spezifisch Neue des Imperialismus seiner 
Zeit, in seine spezifischen Sprengkräfte, die mit seiner massenmobi­
lisierenden Funktion und seiner Verknüpfung mit Expansionsbe­
dürfnissen eines im Weltmaßstab äußerst ungleichmäßig entwickel­
ten Industriekapitalismus zusammenhingen45).

Viel eindeutiger und ausschließlicher als für den insofern gemä­
ßigten, bedächtigen Hintze war für Weber die internationale Politik 
Kampf um Macht, Ellbogenraum und Überleben. Sein leidenschaft­
liches Wollen machte ihn überkritisch für politische Fehler und In­
konsequenzen der deutschen Machtstaatspolitik. Er war gewisser­
maßen der Modernere, politisch in seinem Nationalismus, analy­
tisch mit seinem Sinn für die Rolle von Massenphänomenen in der 
zeitgenössischen Politik, die er mit seiner Kategorie der charismati­
schen Herrschaft und durch die Analyse der modernen Massenpar­
tei in den Griff zu bekommen suchte.

45) Siehe GA I, S. 457-69 (1907), S. 403f. (1914); siehe auch die Rede, gehal­
ten zur Feier..., S. 82-87 (immerhin mit Rechtfertigung des „chinesischen 
Feldzugs“ 1900). Insgesamt Köhler, Bildungsbürgertum, S. 17-58 (S. 44-49 
zu Hintzes vorwiegend nicht-annexionistischer Haltung im Weltkrieg).
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3. Die divergierende Bürokratie-Analyse der beiden Autoren 
verweist auf ihr verschiedenartiges Verständnis von Politik und hi­
storischer Wirklichkeit überhaupt. In seinen wissenschaftstheoreti­
schen Aufsätzen hat Weber immer wieder betont, daß die Normen 
und Ziele politischen Handelns nicht aus der noch so genauen Ana­
lyse der beobachtbaren historisch-gesellschaftlichen Wirklichkeit 
abgeleitet werden können, weil nämlich die historische Wirklichkeit 
-  und damit unterschied er sich fundamental von jedem hegeliani- 
sierenden Ansatz -  ihr Ziel und ihren Sinn nicht in sich trage, weil 
sie die Maßstäbe ihrer eigenen Fortentwicklung in keiner Weise aus 
sich selbst heraus festlege. Da er gleichzeitig jede vorgegebene, unhi­
storische, feste Ordnung von verbindlichen Werten im christlich-na­
turrechtlichen oder auch im Rickertschen Sinn radikal leugnete, 
mußte er Politik primär als Entscheidung, als allerdings verantwor­
tungsvollen Kampf für einmal gewählte, konfligierende Werte und 
als möglichst offene Auseinandersetzung von divergenten Interes­
sen, nicht aber als Verwirklichung eines wie auch immer vorgegebe­
nen Allgemeinwohls verstehen. Aus diesem seinem teils pluralisti­
schen, teils antagonistischen Politikbegriff ist es einsichtig, daß er 
die Legitimation einer, wenn auch noch so ausgebildeten und intel­
ligenten Sozialgruppe zur alleinigen Fixierung und Realisierung des 
jeweils politisch Richtigen verneinte; daß er vom Politiker primär 
kämpferische Qualifikationen forderte, die im Beamtentum zweifel­
los nur schwach entwickelt sein konnten; daß seines Erachtens 
Sachkunde und Gewissenhaftigkeit allein den guten Politiker nicht 
ausmachen konnten; daß Unparteilichkeit als Attribut des Politikers 
entweder dessen Versagen oder aber, häufiger, eine Verschleierung 
signalisierte; daß Bürokratie für ihn kein Medium der Politik sein 
konnte oder durfte, weil sie die Austragung des unumgänglichen 
Konflikts nicht ermöglichte oder aber verschleierte.

Doch auch das umgekehrte Wirkungsverhältnis galt, und es ist 
schwer festzustellen, was in der Genesis des Weberschen Denkens 
das stärker Bedingende bzw. stärker Bedingte war: Gerade weil We­
ber, nicht zuletzt aufgrund seiner hochgespannten und aggressiven, 
durch die Reichspolitik nicht erfüllten, nationalistischen Erwartun­
gen und aufgrund seiner erwähnten anti-feudalen Frontstellung, mit 
den Leistungen der preußisch-deutschen Politik zutiefst unzufrieden 
war, gerade deshalb bemühte er sich, die Grenzen bürokratischen 
Handelns in politicis analytisch und normativ abzustecken und die 
qualitative Differenz zwischen Politik als Entscheidung, Wertebe­
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zug und Kampf einerseits und beamtenangemessener Verwaltung 
als zweckrationaler Ausführung von Entscheidungen andererseits so 
scharf zu formulieren wie irgend möglich. Webers Begriff des politi­
schen Handelns wurde in polemischer Absicht unter den Bedingun­
gen eines von ihm sehr skeptisch betrachteten vorparlamentarischen 
Beamtenstaats entwickelt, und nicht zuletzt daraus erklären sich 
seine Schärfen, Kanten und Überspitzungen46).

In all dem unterschied er sich gründlich von Hintze. Dieser hat 
mindestens bis zum Ende des Wilhelminischen Reichs die Grundla­
gen seines Denkens, und damit seines Politikbegriffs, nicht in dem 
Maße offengelegt wie Weber. Aus Andeutungen läßt sich jedoch er­
schließen, daß er von der Existenz eines, wenn auch vielleicht 
schwer erkennbaren Allgemeinwohls jenseits des Kampfes und 
Kompromisses unbegründbarer divergenter Wertentscheidungen, 
oberhalb partikularer Interessen und Parteien, vage und implizit 
ausging. Unter diesem Allgemeinwohl, der „Staatsraison“, wie er es 
nannte, verstand er zumindest: die Verwirklichung von Macht und 
Wohlfahrt, von Recht und Sicherheit, von innerem und äußerem 
Frieden47). Daß über diese Grundsätze vernünftige Menschen ver­
schiedener Meinung sein könnten, lag offenbar außerhalb seines 
Vorstellungsbereichs, jedenfalls außerhalb seiner Argumentation. 
Wie diese auch seines Erachtens nicht immer leicht zu vereinbaren­
den Staatszwecke jeweils zu realisieren seien, das hing bei ihm be­
zeichnenderweise auch bis zu einem gewissen Grad von dem ab, 
was er „historische Notwendigkeiten“ nannte. Dazu zählte er z. B.

46) Vgl. ausführlich und mit Literatur Kocka, Kontroversen, S. 283-88.
47) Vgl. GA I, S. 392 u. 405 (1914): „Diese Einheit der Staatsleitung, bei der 
die Gesichtspunkte der verschiedenen Ressorts einander ergänzen, bedingen 
und fördern, beseelt von dem beherrschenden Gedanken der Staatsraison, 
der Macht und Wohlfahrt des Ganzen, ist etwas, was auch heute noch als ein 
Vorzug des monarchischen Systems gelten kann.“ -  GA II, S. 75 (1911): Der 
Zweck des Staates „ist nicht der wirtschaftliche Gewinn, er will nicht wirt­
schaftliche Güter produzieren, sondern Recht und Frieden, Sicherheit und 
Macht“. Daß diese verschiedenen Staatszwecke miteinander in Spannung 
treten konnten, sah er durchaus. Vgl. GA I, S. 365f. (1911): „Bei uns hat der 
Wohlfahrtszweck oft hinter dem Machtzweck zurücktreten müssen; in Eng­
land konnte er meist an erster Stelle stehen.“ Letztlich wurden geopolitische 
und außenpolitische Gründe für diesen Unterschied verantwortlich gemacht. 
Mit dem englischen Historiker Seeley stellte Hintze mehrfach fest, „daß das 
Maß an Freiheit, das in einem Staate vernünftigerweise stattfinden kann, 
umgekehrt proportional dem militärisch-politischen Druck sei, der auf seine 
Grenzen vom Ausland her ausgeübt wird“ (I, S. 411 [1914]).
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die historische Tradition, die geopolitischen Voraussetzungen und 
vor allem die außenpolitische Bedrohung eines Staates48).

In gewisser Hinsicht schrieb offenbar die historische Wirklich­
keit für Hintze einige Grundregeln guter Politik vor. Für ihn war 
Geschichte nicht wie für Weber ein in sich sinnloses Geschehen, 
nicht ein chaotischer Strom von Ereignissen, wenn sie ihm zweifel­
los auch nicht als eindeutig strukturierte, zielgerichtete Bewegung 
erschien. Es ginge zu weit, ihm ein Denken in Kategorien histori­
scher „Sachgesetzlichkeit“ zu unterstellen, doch zweifellos sah er 
das Handeln des Politikers sehr viel stärker denn Weber als Konse­
quenz der natürlichen Bedingungen und der historisch gewordenen, 
vorgegebenen Situation, deren sachkundige, möglichst objektive 
Analyse damit zur entscheidenden Voraussetzung guter Politik 
wurde. Er leugnete nicht die Konflikte zwischen Interessen, Klas­
sen, Konfessionen usw., er betonte sie aber auch nicht, im Unter­
schied zu den von ihm hervorgehobenen, aber nicht weiter erklärten 
Konflikten zwischen den Staaten, deren „Geschiebe und Ge­
dränge“ er hohe Erklärungskraft für die jeweiligen Entwicklungen 
im Inneren der beteiligten Staaten beimaß. Im stillen scheint er da­
von überzeugt gewesen zu sein, ohne dies meines Wissens philoso­
phisch zu begründen, daß die Grundsätze guter Politik in der Ein­
sicht und in den Beratungen intelligenter, emotionsloser, gutwilli­
ger, ehrlicher, talentierter, gebildeter Menschen -  und wo wären die 
für Hintze in Deutschland mehr zu finden gewesen als im Beamten­
tum! -  ausgemacht werden konnten, daß man sie jedenfalls nicht 
nur dem unvorhersagbaren Resultat von Konflikt und Kompromiß 
überlassen dürfe -  oder müsse49).

48) Vgl. GA I, S. 405f. (1911): „Es gibt große historisch-politische Notwen­
digkeiten, die das Leben der Völker und Staaten bedingen und die gewöhn­
lich bei den Erörterungen der politischen Tagesfragen außer acht gelassen 
werden, weil sie sich nur einem Auge enthüllen, das gewohnt ist, über die 
Jahrhunderte hin die Entwicklung der Staaten und ihrer Institutionen zu 
verfolgen und die fundamentalen Lebensbedingungen zu erkennen, unter 
denen sie sich gebildet haben und von denen sie fortdauernd abhängig sind. 
In dem wirklichen politischen Leben in der verantwortlichen Staatsleitung 
spielen diese Kräfte eine größere Rolle als in den Diskussionen in der Presse 
und auf der Rednerbühne. Die Logik der Geschichte ist schließlich doch 
durchschlagender als die des theoretischen Raisonnements.“ Vgl. auch die 
letzte Anm.
49) Im Gegenteil: das „Staatsinteresse“ -  vertreten von der Regierung -  exi­
stierte für ihn im Prinzip jenseits oder oberhalb der konfligierenden Partei-
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Aus all dem wird verständlich, daß Hintze im Unterschied zu 
Weber theoretisch wenig Grund hatte, für eine rigorose Trennung 
von Politik und Verwaltung zu plädieren; von diesem Geschichts­
verständnis her lagen sie zu Recht im engsten Gemenge. Weil 
Hintze mit den Resultaten deutscher Politik im Kaiserreich im gro­
ßen und ganzen einverstanden war, fehlte ihm überdies auch der ak­
tuelle Antrieb, der Weber zu seiner begrifflichen Dichotomisierung 
von Politik und Bürokratie veranlaßt hatte.

4. Webers Forderung nach sauberer begrifflicher und prakti­
scher Trennung zwischen Politik und Bürokratie hat ihr methodolo­
gisch-wissenschaftstheoretisches Pendant in seinem Insistieren auf 
einer scharfen Trennung zwischen normativen und analytischen 
Aussagen, in seiner Position im Werturteilsstreit. Zwar hat Weber 
durchaus gesehen und gezeigt, daß die Werte und Gesichtspunkte 
des Wissenschaftlers auch auf seine Themenwahl, Begriffsbildung 
und Argumentation, also auf seine analytischen Aussagen Einfluß 
nehmen, wie Weber auch umgekehrt einräumte, daß analytisch-wis­
senschaftliche Ergebnisse nicht irrelevant sind für die Entscheidung 
über Ziele und Werte. Doch vorherrschend in seinen methodologi­
schen Aufsätzen ist gleichwohl der Einsatz für die saubere Trennung 
von Analyse und Wertung, von Seins- und Sollensaussagen. Daß 
Weber so schroff auf dieser Trennung bestand, hing zweifellos eng 
mit seiner Kritik am Übergreifen der Bürokratie in den ihr nicht zu­
stehenden Bereich der Politik zusammen. Denn wenn -  in Webers 
Verständnis -  Bürokraten die Politik usurpierten, taten sie dies ja 
nicht zuletzt unter Berufung auf ihren Sachverstand, also im weite­
sten Sinne auf Wissenschaft, deren Möglichkeit -  immer Webers 
Verständnis nach -  dadurch überzogen wurde. Die mangelnde Tren­
nung von Sachverstand (Wissenschaft) und Politik war ein zentrales 
Moment der von Weber kritisierten Bürokratisierung von Politik. 
Von hierher bezieht Webers Polemik im Werturteilsstreit ihre Kraft 
und Schärfe50).

und Gruppeninteressen, denen nicht zu viele Konzessionen gemacht werden 
dürften (GA I, S. 381 [1914]).
50) Vgl. H. H. Bruun, Science, Values and Politics in Max Weber’s Methodo­
logy, Copenhagen 1972; W. Schluchter, Wertfreiheit und Verantwortungs­
ethik, Tübingen 1971; zur gegen Kathedersozialismus und „Staatssozialis­
mus“ gerichteten politischen Stoßrichtung des Werturteilspostulats vor 1914, 
jetzt sehr gut: vom Bruch, Wissenschaft, S. 294-320.
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Ohne Webers Polemik gegen die Vermischung von Politik und 
Verwaltung im Kaiserreich kam Hintze bezeichnenderweise auch 
nicht zu einer scharfen erkenntnistheoretischen Trennung von 
Norm und Analyse. Seine Position im Werturteilsstreit bleibt un­
klar, in seinen Werken wimmelt es von impliziten und expliziten 
Werturteilen51). Wenn Webers Wertfreiheitspostulat sich u.a. in sei­
nem Minderheitskampf gegen die Schmoller-Mehrheit des „Vereins 
für Socialpolitik“ herausbildete, dann hätte Hintze, so scheint es, im 
fiktiven Fall seiner Anwesenheit eher auf Schmollers als auf Webers 
Seite gestanden.

Ganz analog, wenn auch weniger scharf, unterscheiden sich 
Webers und Hintzes Bemerkungen zur Logik der wissenschaftlichen 
Begriffs- und Typenbildung. In Verkürzung eines sehr komplizier­
ten Problems: Es wäre zwar falsch, Weber eindeutig als Begriffsno­
minalisten einzuordnen. Er wußte und sagte durchaus, daß Ele­
mente der historischen Wirklichkeit selbst in die Bildung des Ideal­
typus durch den Wissenschaftler eingehen, daß der Idealtypus inso­
fern nicht reines Konstrukt sein darf, sondern daß er Realität auf­
nimmt und reflektiert, wenn auch in selektiver, spezifisch geordne­
ter Weise. Andererseits betonte aber Weber immer wieder -  offen­
bar war ihm dies in polemischer Absicht wichtiger -  die selektive, 
gesichtspunktbezogene Konstruktionsleistung des Wissenschaftlers 
bei der Begriffsbildung. Er betonte, daß Begriffe weder die Wirk­
lichkeit abspiegeln noch dem Wissenschaftler von seinem Gegen­
stand vorgegeben werden. Vielmehr gibt es für Weber jeweils ver­
schiedene -  wenn auch nicht beliebige -  Möglichkeiten, ein und 
denselben Gegenstand zu konzeptualisieren, je nach den Gesichts­
punkten des Forschers, die letztlich mit Normen Zusammenhängen. 
So erklärt sich, daß Weber häufig als erkenntnistheoretischer Dezi­
sionist abgestempelt wurde, wenn dieser Vorwurf seine Position 
auch letztlich verfehlt52).

51) Vgl. z. B. im Aufsatz über den „Beamtenstand“ (1911): GA II, S. 112, 113, 
116; aber auch seine eher konservative Darstellung des preußischen Verfas­
sungskonflikts: GA I, S. 373 (1911); siehe auch seine Verwendung der Ad­
jektive „fortgeschritten“ und „rückständig“ in GA I, 137 (1930). Daß For­
schungsziele und Methoden des Forschers von seiner Weltanschauung be­
einflußt wurden, wußte Hintze (z. B. GA II, S. 317), ohne sich weiter mit den 
daraus folgenden Problemen zu beschäftigen und Webersche Konsequenzen 
daraus zu ziehen. Siehe auch seine Troeltsch-Rezension von 1927: GA II, S. 
337, 360, 366 ff.
52) Vgl. ausführlich, auch zu differierenden Interpretationen: Kocka, Kon-
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Hintze ist dieser Vorwurf wohl noch nicht gemacht worden. 
Auf der Basis seiner eigenen Praxis, beeinflußt von Heinrich Maier 
und Max Weber, entwickelte er bekanntlich vielschichtige Ansätze 
einer historischen Typenlehre. Typen sollten seines Erachtens der 
relativen Vergleichbarkeit und zugleich der relativen Singularität hi­
storischer Phänomene gerecht werden. Sie sollten die von ihm ge­
wünschte Geschichtswissenschaft in ihrem begrifflichen Verfahren 
abgrenzen zum einen von der Naturwissenschaft und -  nach 1918 -  
auch von neuen formalen, unhistorischen soziologischen Schulen (v. 
Wiese, Vierkandt z. B.); zum andern von allzu sehr das Individuelle 
betonenden begriffs- und theoriefeindlichen Historikerschulen (z. B. 
Dopsch)53).

Ein Typus sollte, so schrieb er, eine „anschauliche Abstrak­
tion“ sein. Und in dessen logischer Bestimmung unterschied er sich 
realiter graduell, in seinem Selbstverständnis deutlich, von Weber. 
Er schrieb zwar auch, daß bei der Typenbildung aus dem Erfah­
rungsmaterial „nach Ermessen, also nicht ohne eine gewisse Will­
kür, charakteristische Züge ausgesondert, zu ideeller Reinheit gestei­
gert und durch einen konstruktiven geistigen Akt miteinander ver­
bunden werden“. Doch im Unterschied zu Weber betonte er, daß 
die so entstehende „anschauliche Abstraktion“ „zwar selbst keine 
konkrete Wirklichkeit ist und zu sein beansprucht, wohl aber aller 
historisch-gesellschaftlichen Wirklichkeit zugrunde liegt“. Und aus­
drücklich gegen Weber gewandt, betonte er, daß solche Abstraktio­
nen, wenn auch in besonderer Weise, von der Realität abgezogen 
werden müßten, also wohl besser als „Realtypen“ statt als „Idealty­
pen“ bezeichnet werden sollten54). Zwar verstand er hier Weber 
allzu sehr als Nominalisten und mißverstand ihn so ein wenig; an­
dererseits wird hier aber deutlich, daß Hintze in der Tat Begriff und

troversen, S. 188-292. -  D. Henrich, Die Einheit der Wissenschaftslehre Max 
Webers, Tübingen 1952; J. Kocka, Karl Marx und Max Weber. Ein metho­
dologischer Vergleich, in: Zs. f. die gesamte Staatswissenschaft, Bd. 122, 
1966, S. 328-57, überarb. in: ders., Sozialgeschichte, Göttingen 1977, S. 
9-40; J. Janoska-Bendel, Methodologische Aspekte des Idealtypus. Max 
Weber und die Soziologie der Geschichte, Berlin 1965.
53) Vgl. D. Gerhard, Otto Hintze: His Work and His Significance in Historio­
graphy, in: Central European History, Bd. 3, März/Juni 1970, S. 17-48, bes.
S. 37 ff.; D. Fischer, Die deutsche Geschichtswissenschaft von J. G. Droysen 
bis O. Hintze in ihrem Verhältnis zur Soziologie, Diss. (phil) Köln 1966, S. 
116ff.; Kocka, Otto Hintze, S. 293ff.
54) GA I, S. 470 (1931); II, S. 251 (1929).



J. Kocka, Das Problem der Bürokratie 97

historische Realität weniger scharf gegenüberstellen wollte als We­
ber, daß Hintzes methodologische Position etwas weniger nominali- 
stische, etwas mehr realistische Komponenten enthielt als die We­
bers, wenn es sich auch nur um einen graduellen Unterschied han­
delte.

IV.

Es wurde gezeigt, wie sehr die Analyse und Beurteilung der Bü­
rokratie, die verfassungspolitischen Vorschläge, Staats- und Politik­
begriffe, geschichtstheoretischen Grundannahmen und wissen­
schaftstheoretischen Grundsätze bei jedem der beiden Autoren zu­
sammenhingen. Entsprechungen, Interdependenzen, Analogien und 
vermutliche Bedingungsverhältnisse -  nicht aber eindeutige Kausal­
beziehungen -  konnten zwischen verschiedenen Momenten ihres 
Denkens und Problemkreisen ihres Werks beschrieben und ver­
ständlich gemacht werden. Auch wurde gezeigt, wie sehr selbst ihre 
grundsätzlichsten wissenschaftlichen Aussagen z.T. nur aus ihrer 
Zeit heraus angemessen zu verstehen sind und damalige Gegen­
wartsprobleme reflektieren, wenn auch mit charakteristischen, 
durch verschiedenartige Prämissen, Sichtweisen und Forschungser­
fahrungen bedingten Unterschieden zwischen beiden Gelehrten.

Durch den kontrastierenden Vergleich sind Eigenarten des je­
weiligen Werkes deutlich geworden, vielleicht aber auch seine jewei­
ligen Grenzen und Schwächen. Der Vergleich mit dem Bürokratie­
kritiker Weber macht klar, wie sehr der Hintze des Kaiserreichs von 
der hergebrachten beamten- und obrigkeitsstaatlichen Sichtweise ge­
prägt war, die seiner Beamtenanalyse, bei aller Brillanz und Scharf­
sicht, Grenzen setzte. Seine im Grunde etatistische, auch vor-plurali- 
stische, zweifellos vor-demokratische Sichtweise wird im Vergleich 
mit der liberaleren und demokratischeren Sichtweise Webers sehr 
deutlich. Damit hingen methodische Grenzen von Hintzes im übri­
gen so eindrucksvollen und hier nicht zur Gänze zu würdigenden 
Werkes zusammen, die im Vergleich ebenfalls deutlicher hervortre­
ten: seine Distanz gegenüber wirklich sozialhistorischen Zugriffen; 
mangelnde Schärfe bei der Analyse moderner Phänomene -  nicht 
zuletzt durch zu schnelle Übertragung von Kategorien, die in der 
Erforschung Alteuropas erprobt wurden, auf die Zeitgeschichte55);

55) Vgl. oben S.90. zu seinem Imperialismusverständnis und GA I, S. 468 f. 
(1907): Überbetonung der Ähnlichkeit zwischen dem neuen Staatsinterven-
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die Bereitschaft, den Machtkampf zwischen den Staaten zwar kon­
sequent als Erklärungsfaktor einzuführen, aber selbst nicht oder 
kaum als Explanandum zu behandeln56). Ohne der Unterscheidung 
zwischen deskriptiv-analytischen und normativen Aussagen allzu 
viel Aufmerksamkeit zu widmen und die damit verknüpften Pro­
bleme der Objektivität und Positionsgebundenheit wissenschaftli­
cher Aussagen zu reflektieren, erscheint der im übrigen methodolo­
gisch so versierte Hintze im Spiegel des Weberschen Kritizismus fast 
ein wenig vor-kritisch. All das gilt mehr für den Hintze des Kaiser­
reichs. Danach näherte er sich in manchem an Weber an, doch blieb 
dies unausgeführt und nicht recht vermittelt mit vorherigen Positio­
nen.

Doch lenkt der Vergleich umgekehrt die Aufmerksamkeit auch 
auf manche Grenze und manches Problem des hier natürlich eben­
falls nicht insgesamt zu würdigenden Weberschen Werkes und zeigt 
so indirekt die weiterwirkende Geltung von Einsichten des in ande­
ren Hinsichten zweifellos so viel altmodischeren Hintze. Dies sei ab­
schließend an einem Aspekt von Webers Bürokratieanalyse verdeut­
licht:

Wie erwähnt, richtete sich Webers Bürokratiekritik nicht nur 
gegen die Bürokratisierung staatlicher Politik im Reich und in Preu­
ßen, sondern auch in fast resignativ-fatalistischer Form gegen die 
von ihm prognostizierte Erstarrung der verschiedensten Lebensbe­
reiche im stahlharten Gehäuse der Zukunft. Die Angst vor solcher 
Erstarrung spürt man bei Hintze nicht einmal zwischen den Zeilen. 
Hinter dieser Furcht Webers stand nicht nur die Sorge des Liberalen 
um die Unversehrtheit des individuellen Freiheitsraumes, um den 
Schutz der Menschen- und Bürgerrechte, um die Chance individuel­
ler Selbstverwirklichung. Diese Sorge hätte der liberalkonservative 
Hintze mit Weber durchaus geteilt, auch für ihn war Freiheit, als 
Rechtssicherheit und Spielraum der Individuen verstanden, ein 
selbstverständlicher Wert, so selbstverständlich, daß er ihn kaum 
formulierte57). Hinter Webers Protest gegen die erwartete universale
tionismus und dem Merkantilismus des 17. und 18. Jahrhunderts. Daß er 
den Parteien und Interessengruppen sehr viel weniger gerecht wurde als We­
ber, steht im selben Zusammenhang.
56) Vgl. z.B. GA I, S. 52ff. (1906); S. 406ff. (1914); auch noch S. 479f. (1931).
57) Sicher stand für Hintze, abgeschwächt auch noch in seinen letzten Jahren, 
das Interesse an der äußeren und der inneren Staatsbildung im Zentrum. 
Aber dieses Leitinteresse verband sich mit einem zweiten, nicht so oft formu­
lierten, wohl auch tatsächlich schwächeren: seinem Interesse an der als
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Bürokratisierung stand vielmehr auch das Ideal vom unternehmen­
den, dynamischen, selbständigen, sich für Werte entscheidenden 
und diese im Kampf verantwortlich verwirklichenden Individuum, 
ein Ideal, dessen Gültigkeit Weber nicht nur für die großen Reli­
gionsstifter und charismatischen Führer in Politik und Wirtschaft, 
sondern -  wenn auch in abgeschwächter Form -  für die große 
Menge der Individuen gesichert sehen wollte. Wie sonst wäre seine 
Polemik gegen die Schmoller-Richtung im „Verein für Socialpoli­
tik“ und deren sogenannte „staatssozialistische“ Vorschläge zu ver­
stehen, die auf die weitere Ausbreitung der kommunalen Wirt­
schaftsunternehmen, u.a. zum Zwecke sozialpolitischer Besserstel­
lung der Arbeitnehmer, abzielten! Weber spottete über diese „Lei­
denschaft für die Bürokratisierung“, die auch im „Pöstchen-Geist“ 
seiner Jura-Studenten zum Ausdruck komme, und fragte nach Ge­
gengewichten, um „einen Rest des Menschentums freizuhalten von 
dieser Parzellierung der Seele, von dieser Alleinherrschaft bürokra­
tischer Lebensideale“58).

Diese individuell-liberalistische, eher am wagenden Unterneh­
mer als am tüchtigen Beamten orientierte, eher heroischer Größe 
und Würde als kleinem Glück gewidmete Grundhaltung, die sich 
hinter vielen zentralen Aussagen Webers verbirgt, war Hintzes Tem­
perament sehr fremd. Er wandte sich ausdrücklich gegen die zitierte 
Webersche Kritik, er bestritt, daß der Beamtenstand überhaupt kei­
nen Platz für selbständige Persönlichkeiten habe; „und für die 
Masse der Durchschnittsmenschen mag sogar das Gefühl, einem 
großen Ganzen anzugehören, von dem das Wohl und Wehe von 
Millionen abhängt, wenn auch nur als bescheidenes Rädchen der

Rechtssicherheit und Spielraum (nicht aber als Partizipation) begriffenen 
Freiheit der Individuen sowie an den historischen Bedingungen dieser Frei­
heit. Im oben (Anm. 47) aufgeführten Seeley-Zitat verbanden sich beide 
Leitfragen in einer für ihn typischen Gewichtung. Sein Interesse an den Be­
dingungen der Freiheit prägt seine späten universalhistorischen Aufsätze 
und steht hinter seiner * wiederholten Beschäftigung mit dem abendländi­
schen Dualismus von Kirche und Staat im Mittelalter (und den dadurch er­
möglichten europäischen Mächtekonstellationen) als Voraussetzungen freier 
Verfassungen. Dieses Interesse läßt sich in vielen seiner Interpretationen 
und Einzelaussagen nachweisen, wird aber auch oft in den Hintergrund ge­
drängt. Mit einigen Belegen: Kocka, Otto Hintze, S. 282.
S8) Gesammelte Aufsätze zur Soziologie und Sozialpolitik, S. 413f.; vgl. 
Mommsen, Max Weber und die deutsche Politik, S. 17, 94, 179 ff. mit weite­
ren Belegen.
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Maschine, eine Art von Ersatz bieten für die mangelnde Persönlich­
keit, die ja doch zu allen Zeiten und in allen Ländern immer nur ein 
seltenes Glück der Erdenkinder zu sein pflegt“. Er verteidigte den 
Arbeiter, dem es vor allem um Sicherheit, weniger um Dynamik 
gehe59).

In ihrer Haltung zur Sozialpolitik schlugen sich diese funda­
mentalen Wertdifferenzen zwischen Weber und Hintze voll nieder. 
Weber trat -  ähnlich wie Lujo Brentano -  für liberale Sozialpolitik 
ein, als notwendiges innenpolitisches Korrelat einer erfolgreichen 
Weltpolitik vor allem, wohl auch als Konsequenz seiner sozial-libe­
ralen Vorstellungen, nicht aus „Mitleid“ und Nächstenliebe. Chan­
cengleichheit, Selbstverantwortlichkeit und freie Selbstbestimmung 
der Arbeiter sollten dadurch gefördert werden. Starke selbständige 
Gewerkschaften und das Recht zum Streik befürwortete er; die 
„Gelben“ bezeichnete er (1918) als „KlassenVerräter“ ; die illiberal­
patriarchalischen Arbeitsverhältnisse in den bürokratisierten wirt­
schaftlichen Riesenunternehmen geißelte er mit scharfen Worten. 
Bismarcks Sozialpolitik kritisierte er als fürsorglich, paternalistisch 
und illiberal; gesetzliche Zwangskörperschaften und staatliche 
Schlichtungsorgane lehnte er ab, Umsturz- und Zuchthausvorlage 
natürlich auch60).

Auch Hintze sprach sich für Arbeiter-Sozialpolitik aus, auch als 
sie in den letzten Jahren vor dem Weltkrieg ins Stocken geriet. Auch 
er erhoffte sich davon u. a. die innenpolitische Absicherung der na­
tionalen Machtstaatspolitik, da auf diese Weise der Gegensatz zwi­
schen Staat und Arbeiterschaft reduziert werden könne. Doch ging 
es ihm nicht so sehr um die Selbständigkeit der Arbeiter, die Gleich­
berechtigung ihrer Organisationen und staatsfreie Möglichkeiten 
des Konfliktsaustrags. Für starke Gewerkschaften setzte er sich 
nicht ein; er wandte sich vielmehr (1911) gegen ihren „terroristi­
schen Druck“ auf den einzelnen Arbeiter. Er unterstützte Bismarcks 
Sozialversicherung und vermerkte zustimmend, daß der Staatsbe­
amte der deutschen Sozialversicherungspolitik als Modell gedient 
habe. Von staatlichen Regelungen fürchtete er wenig und erhoffte er

59) GA II, S. 118-20 (1911) (Zitat S. 118). Vgl. auch Verhandlungen des Ver­
eins für Socialpolitik in Wien 1909 (== Schriften des Vereins für Socialpoli­
tik, Bd. 132), Leipzig 1910, S. 238 ff., 282 ff.
60) Vgl. Mommsen, Max Weber und die deutsche Politik, S. 106 ff., 121 f., 
123f, (bes. Anm. 109), 126f.
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viel. Er empfahl sogar fortschreitende Verbeamtung der Arbeitneh­
mer als Mittel gegen Radikalisierung von links61).

Noch in seiner Reformbereitschaft, durch die er sich von den 
zeitgenössischen Konservativen deutlich unterschied, erweist sich 
hier Hintze als Verteidiger eines vörliberalen, obrigkeitsstaatlichen 
Status quo. Wiederum enthüllen sich die Vorstellungen des liberalen 
Weber als Protest gegen die ihn umgebenden vörliberalen, obrig­
keitsstaatlichen Verhältnisse. Wer wird ihm bestreiten, die zukunfts­
trächtigere Alternative vertreten zu haben! Die Energie und Pole­
mik, mit der er es tat, wird im Lichte der Argumentation eines 
Hintze -  der schließlich nicht irgendwer war, sondern einer der be­
deutendsten Historiker seiner Zeit und überdies im Spektrum der 
Zeit keineswegs eindeutig „rechts“ -  erst richtig verständlich.

Und doch wird Webers Argumentation durch eine Schwierig­
keit belastet, der Hintze entgeht. Webers individuell-liberalistische, 
heroisch getönte Haltung ermöglichte ihm nicht nur sein Votum für 
liberale Sozialpolitik und seine Kritik am illiberalen Status quo, 
sondern sie trieb ihn weiter: zu einer grundsätzlichen Skepsis gegen­
über dem zunehmenden Staatsinterventionismus seiner Zeit. Er er­
kannte als neue Situation und bedauerte, „daß die Tendenzen der 
Verstaatlichung, Kommunalisierung, Syndizierung nebeneinander 
in unaufhaltsamen Vordringen sind, daß zunehmend Beamtenstel­
lungen bei Syndikaten in die Karrierechancen der Staatsbeamten, 
einflußreiche Staatsstellungen in diejenige der Industriebeamten 
eingestellt werden, daß es für den sozialpolitischen Effekt aus die­
sem und anderen Gründen künftig zunehmend dasselbe sein wird, 
ob Verstaatlichung4 oder staatlich kontrollierte4 Syndizierung ein- 
tritt, oder welches sonst die formale Art der Beziehungen zwischen 
den Staats- und den Gemeindeapparaten einerseits und den großen 
Syndikaten andererseits sein wird. Diesen übermächtigen Herr­
schaftskörpern gegenüber versagt die überlieferte Gewerkschafts­
politik ebenso wie diejenige aller Gebilde, die als Träger einer ent­
schieden freiheitlichen Sozialpolitik in Betracht kommen62).44 Mit

61) GA II, S. 118-20; Rede gehalten zur Feier ...., S. 89f. (zum Beamten als 
Vorbild der Sozialversicherung); ausführlich Köhler, Bildungsbürgertum, S. 
79 ff.
62) Ein Rundschreiben Max Webers zur Sozialpolitik (1912). Hg. u. eingelei­
tet v. B. Schäfers, in: Soziale Welt, Bd. 18, 1967, S. 261-271, hier S. 269. -  S. 
auch Mommsen, Max Weber und die deutsche Politik, S. 130.
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anderen Worten: er stand zentralen Tendenzen des sich allmählich 
organisierenden Kapitalismus, jedenfalls in seiner deutschen Va­
riante, ablehnend aber ohnmächtig, scharfsichtig aber auch etwas 
ratlos gegenüber. Er vertrat eine Variante liberalen Denkens und 
Wollens, die ihn zwar zu vorwärtstreibender Kritik am noch vorli­
beralen Status quo befähigte, aber sich als schwer vereinbar mit 
langfristigen Tendenzen der Organisation von Wirtschaft und Ge­
sellschaft seit dem späten 19. Jahrhundert erwies. Freiheit erschien 
ihm nur gegen die Organisation und außerhalb ihrer zu sichern63).

Hintzes Position war genau umgekehrt. Wie er die Tendenz 
zum Großbetrieb und damit zur Vermehrung der unselbständig Ar­
beitenden sah und akzeptierte, so sah und akzeptierte er die zu­
nehmende Staatstätigkeit. Als Historiker des Absolutismus und des 
Merkantilismus kam sie ihm bekannt vor, bekannter sogar, als sie es 
ihm in Wahrheit sein konnte. Eine Vermehrung der Staatsbetriebe 
begrüßte er; vermutlich, so meinte er ganz anders als Weber, sei der 
Staat ein besserer Arbeitgeber als jedes Privatunternehmen, denn er 
brauche ja nicht so sehr auf den Profit zu sehen64)! Aus den angege­
benen Gründen bewunderte er den Kapitalismus weniger als Weber 
und kritisierte er die Bürokratie kaum. Dies machte ihn unfähig zu 
der scharfsinnigen Analyse und Gegenwartskritik Webers, doch 
vielleicht offener für einige Einsichten, die sich langfristig als zutref­
fender erweisen könnten als entsprechende Aussagen Webers. Wie­
derum am Beispiel der Bürokratie:

Webers Furcht vor dem langfristig drohenden „bürokratischen 
Kältetod“65) steht und fällt, so scheint es, mit der Vorstellung einer 
starren, selbst zur Innovation unfähigen, Improvisationen verhin­

63) Die Abhängigkeit von noch bestehenden „älteren Vergesellschaftsfor- 
men“ einerseits und die Unfähigkeit, mit modernen Tendenzen zur „Organi­
sationsgesellschaft“ zurechtzukommen, andererseits attestiert K. Rohe dem 
politischen Liberalismus überhaupt. Vgl. seine grundsätzlichen Ausführun­
gen in: Politischer Liberalismus -  ein Überhangphänomen in der modernen 
Gesellschaft, in: L. Albertin (Hg.), Politischer Liberalismus in der Bundesre­
publik, Göttingen 1980, S. 288-98; s. auch bereits K. Rohe, Liberalismus 
und soziale Struktur, in: Liberal, Jg. 18, 1976, S. 43ff. -  Es wäre aber zu fra­
gen, ob dies nicht nur für bestimmte Varianten des Liberalismus gilt oder ob 
von liberalen Prinzipien her „Organisation“ notwendig als bedrohende Ge­
genposition begriffen werden muß (so Rohe, Politischer Liberalismus, 
S. 293).
64) Vgl. GA II, S. 120(1911).
65) Begriff nach Mommsen, Max Weber und die deutsche Politik, S. 105.
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dernden, alles im Formalismus erstickenden und Freiheit bedrohen­
den Bürokratie, von der gesellschaftliche und politische Verände­
rungsanstöße nicht zu erwarten sind, so daß die Motoren sozialen 
Wandels nur außerhalb ihrer gefunden werden können: bei den po­
litischen Führern, den kapitalistischen Unternehmern und energi­
schen Individuen überhaupt. Man könnte fragen, ob Weber damit 
nicht Merkmale der Bürokratie seiner Zeit und seines Landes zu 
sehr verallgemeinerte, vielleicht auch, aus den oben diskutierten 
politischen Gründen, überscharf wahrnahm und jedenfalls die Mög­
lichkeit innerbürokratischer Wandlungen auf dem Weg von der äl­
teren Ordnungs- zur jüngeren Leistungsverwaltung vernachlässigte. 
Der weniger gegen das damalige Beamtentum aufgebrachte und 
vielleicht auch näher an der Wirklichkeit argumentierende Histori­
ker Hintze kam jedenfalls schon 1911 zu einem anderen Ergebnis 
als Weber: Er argumentierte, daß mit der fortgesetzten Umfangs­
und Funktionsausweitung der interventionsstaatlichen Bürokratie 
Änderungen der Sozialbeziehungen in ihrem Inneren auftraten. Er 
glaubte, eine Lockerung des Beamtenstatus und eine Individualisie­
rung der Beamtenbehandlung, neue Anreize und Spielräume für 
Eigeninitiativen der einzelnen Beamten, größere Mobilität und eine 
neue Betonung des Leistungsprinzips zu erkennen, Tendenzen also, 
die die Verhaltensmuster in der sich ausweitenden und verändern­
den Bürokratie privatwirtschaftlichen Verhaltensmustern ein wenig 
ähnlicher machten66) . Eine so strukturierte Bürokratie -  so könnte 
man Hintzes Gedanken fortsetzen -  würde wirtschaftliche, soziale 
und politische Dynamik nicht notwendig abwürgen, sondern viel­
leicht sogar stimulieren und vorantreiben -  wie schon im Ancien 
Régime. Durch geeignete Vorkehrungen könne man verhindern, so 
meinte er überdies, daß die Ausweitung des Beamtenverhältnisses 
zur Einschränkung von Freiheit führe67).

Sicherlich war auch dies nicht das ganze Bild. Zweifellos fehlte 
es Hintze an Sensibilität für illiberale Wirkungen der Bürokratisie­
rung. Aber manches scheint dafür zu sprechen, daß er, der Histori­
ker des Ancien Régime, hier einen Zugang zu einigen Elementen

66) GA II, S. 123 f. (1911).
67) Vgl. ebd., S. 120 seine Bemerkungen gegen „Gesinnungsriecherei und Be­
schränkung der staatsbürgerlichen Rechte“ und für die Koalitionsfreiheit 
der Arbeiter in Staats- und Kommunalbetrieben -  aber nicht für ihr Recht, 
sozialdemokratische Organisationen zu unterstützen.
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der modernen Bürokratie gewann, der zukünftigen Entwicklungen 
und Möglichkeiten gerechter wurde als der Webersche. Hätte nicht 
die Einsicht in solche innerbürokratischen Veränderungstendenzen 
-  die in der Industriebürokratie um 1910 schon deutlich erkennbar 
waren und in heutigen Untersuchungen manche Bestätigung fin­
den68) -  Weber in seiner berühmten, bis heute kaum eingetroffenen 
Erstarrungsprognose vorsichtiger machen müssen? Hätte er dann 
nicht der Möglichkeit nachgehen müssen, daß Freiheit und Organi­
sation, Dynamik und Bürokratie nicht in so notwendigem Gegen­
satz stehen wie er meinte?

Webers Analyse von Bürokratie und Politik hatte zweifellos die 
Zukunft stärker für sich als die Hintzes, der sich ihr dann ja auch in 
den 20er Jahren ein Stück annäherte. Sie ist auch heute noch geeig­
net, Sensibilität für die unbestreitbaren freiheitsbedrohenden Gefah­
ren der zunehmenden Durchorganisation von Wirtschaft, Gesell­
schaft und Politik zu erzeugen. Doch zugleich stellt sich Webers ein­
drucksvolle Konzeption dar als Moment eines vieldimensionalen, 
historisch notwendigen Prozesses liberaler Kritik und Destruktion 
des alten Obrigkeitsstaates zugunsten einer pluralistisch-parlamen­
tarischen Transformation von Politik. Nachdem diese heute weitge­
hend gelungen ist -  oder besser: soweit diese bisher gelungen ist -, 
wird man jedoch in der vielfältig überholten Analyse des nicht nur 
an Jahren älteren Hintze mehr weiterführende und wieder interes­
sant werdende Einsichten finden als man zunächst annimmt. Dazu 
gehört sicherlich nicht seine Neigung zur Verdopplung des ideologi­
schen Beamtenselbstverständnisses, neutraler Wahrer des Allge­
meininteresses über den Parteien zu sein. Dazu gehört dagegen wohl 
Hintzes größeres Verständnis für die innerbürokratische Veränder-

68) Vgl. J. Kocka, Unternehmensverwaltung und Angestelltenschaft am Bei­
spiel. Siemens 1847-1914. Zum Verhältnis von Kapitalismus und Bürokratie 
in der deutschen Industrialisierung, Stuttgart 1969, bes. Kap. V; Mayntz 
(Hg.), Bürokratische Organisation (darin die Beiträge von Litwak, Bahrdt, 
Stinchcombe, Burns/Stalker u. Bosetzky). M. Crozier, The Bureaucratic Phe­
nomenon, Chicago 1967, bes. S. 296 ff. -  Hand in Hand mit Webers Über­
zeichnung des innerbürokratischen Immobilismus ging seine Überschätzung 
der Dynamik des kapitalistischen Einzelunternehmers, die er mit J. A. 
Schumpeter teilte. Schon für seine Zeit galt, daß die allmähliche Ersetzung 
des Eigentümer-Unternehmers durch den angestellten Unternehmer (Mana­
ger) keinen Verlust an unternehmerischer Dynamik mit sich bringen mußte 
und in der Regel wohl eher das Gegenteil bewirkte. Vgl. J. Kocka, Unterneh­
mer in der deutschen Industrialisierung, Göttingen 1975, bes. Kap. V.
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barkeit im Zuge des sich durchsetzenden „Organisierten Kapitalis­
mus“69), dem Weber aufgrund seines Begriffes von Bürokratie, Poli­
tik und Freiheit zweifellos hilfloser und anachronistischer gegen­
überstand als Hintze. Dazu gehört weiter Hintzes Einsicht in die 
wohl auch heute viel eher als graduell-abgestuft, denn als qualitativ- 
dichotomisch zu bezeichnende Unterscheidung zwischen politischer 
Führung und hoher Bürokratie -  im Unterschied zur rigiden Web er­
sehen Trennung zwischen Führer und Apparat, die wohl eher hin­
sichtlich der Legitimation staatlicher Herrschaft als hinsichtlich ih­
rer faktischen Ausübung zu verwirklichen ist. Dazu gehören schließ­
lich Aspekte seines Politikbegriffs, der trotz seiner nicht mehr ak­
zeptablen etatistischen, vor-pluralistischen und vor-demokratischen 
Züge doch eher dafür empfänglich war, daß Politik nicht nur aus 
Kampf besteht, sondern daß immer auch die Willensbildung mit 
Sachverstand, Analyse und einigen gemeinsamen Zielsetzungen wie 
„Wohlfahrt“, „Recht“ und „Frieden“ zusammenhängt.

69) Zur Umschreibung dieses Begriffs oben S. 66 f., bes. Anm. 4 u. 5.


